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Zusammenfassung 
Der ENHANCE-Fahrplan bietet einen praktischen und politischen Rahmen zur 
Stärkung der Stimme erwachsener Lernender in Bildung, Gemeinwesen und 
Politikgestaltung. Er soll Institutionen, zivilgesellschaftliche Organisationen, 
Fachkräfte, politische Entscheidungsträger und Lernende dabei unterstützen, von 
symbolischer Konsultation zu sinnvoller Teilhabe, gemeinsamer 
Entscheidungsfindung und demokratischem Einfluss überzugehen. 

Im Zentrum des Fahrplans steht eine einfache, aber grundlegende Idee: Die Stimme 
der Lernenden entsteht nicht automatisch durch Umfragen, Konsultationen oder 
isolierte Feedbackmechanismen. Sie erfordert Vertrauen, Zugehörigkeit, 
Zugänglichkeit, Sichtbarkeit, Verantwortlichkeit, materielle Unterstützung und 
institutionelle Reaktionsfähigkeit. Daher sollte der ENHANCE-Fahrplan nicht als 
starrer Schritt-für-Schritt-Plan verstanden werden. Es handelt sich nicht um ein 
lineares Modell, bei dem eine Phase abgeschlossen sein muss, bevor die nächste 
beginnen kann. Vielmehr ist es ein vernetztes System, in dem jeder Schritt die 
anderen verstärkt und in dem die Nutzer je nach Kontext einsteigen, den Prozess 
erneut durchlaufen oder anpassen können. 

Der Fahrplan gliedert sich in sieben Kernschritte: Aufbau von Gemeinschaften; 
Stärkung der politischen Repräsentation und Sichtbarkeit; Abbau von Barrieren und 
Förderungsfaktoren für Partizipation; Entwicklung von Strategien zur Einbindung von 
Lernenden und Praktikern; Unterstützung gemeinschaftsbasierter 
Interessenvertretung; Verankerung des Zuhörens in der Politikgestaltung; und 
Stärkung der Rolle von Lernenden in Entscheidungsprozessen. Diese Schritte werden 
durch vier Querschnittsbereiche unterstützt: qualitativ hochwertige Informationen 
und Daten, sichere Räume, Barrierefreiheit und Zugehörigkeit sowie 
Intersektionalität. 

Zusammen bieten diese Elemente einen flexiblen Leitfaden, um Partizipation in 
Einfluss zu verwandeln. Der Fahrplan erkennt an, dass erwachsene Lernende nicht 
nur Nutznießer von Bildungssystemen sind, sondern auch Wissensträger, Akteure 
der Gemeinschaft und demokratische Teilhaber. Er zeigt zudem, dass sinnvolle 
Partizipation strukturelle Veränderungen erfordert: Institutionen müssen Lernende 
nicht nur zum Sprechen einladen, sondern auch aufzeigen, wie deren Beiträge 
Entscheidungen, Richtlinien und Praktiken prägen. 



 

Indem dieser Leitfaden den ENHANCE-Fahrplan in den Mittelpunkt stellt, verknüpft 
er die Stimme der Lernenden mit breiteren Debatten über partizipative 
Politikgestaltung, deliberative Demokratie, zivilgesellschaftlichen Raum und inklusive 
Regierungsführung. Er argumentiert, dass Erwachsenenbildung eine zentrale Rolle 
bei der Erneuerung der demokratischen Teilhabe spielen kann, insbesondere wenn 
die Stimmen der oft marginalisierten Lernenden als wesentlich für den sozialen und 
politischen Wandel anerkannt werden. 

 

Einführung 
Erwachsenenbildung ist nicht nur ein Ort, an dem man Fähigkeiten, Qualifikationen 
oder Wissen erwirbt. Sie ist auch ein demokratischer Raum, in dem Menschen 
Selbstvertrauen gewinnen, ein gemeinsames Verständnis entwickeln, ihre 
Lebenserfahrungen einbringen und an der Gestaltung von Entscheidungen 
mitwirken können, die ihr Leben betreffen. Damit dieses demokratische Potenzial 
jedoch Wirklichkeit werden kann, müssen erwachsene Lernende nicht nur als 
Teilnehmende von Programmen anerkannt werden, sondern als aktive Mitwirkende 
an der Bildungsgestaltung, der institutionellen Entwicklung, der 
Interessenvertretung in der Gemeinschaft und der Politikgestaltung. 

Der ENHANCE-Fahrplan wurde entwickelt, um dieser Herausforderung zu begegnen. 
Er bietet einen praktischen Rahmen zur Stärkung der Mitsprache von Lernenden auf 
verschiedenen Ebenen: in Lernumgebungen, in Institutionen, in Gemeinschaften und 
in politischen Prozessen. Sein Ziel ist es, einen Wandel von der Konsultation zur 
Partizipation, von der Partizipation zur Einflussnahme und von der Einflussnahme 
zur gemeinsamen Entscheidungsfindung zu unterstützen. 

Der Fahrplan ist keine starre Abfolge oder ein strikter Plan, sondern sollte als 
flexibler und vernetzter Leitfaden verstanden werden.Die einzelnen Schritte 
können wiederholt, angepasst und kombiniert werden. In diesem Sinne ermöglicht 
der Fahrplan auch Umwege: Partizipation verläuft selten linear, und eine 
aussagekräftige Stimme der Lernenden entwickelt sich oft durch wiederholte Zyklen 
von Vertrauensbildung, Reflexion, Handeln, Reagieren und erneutem Engagement. 

Diese Publikation ist in vier miteinander verbundene Teile gegliedert. Der erste Teil 
stellt den ENHANCE-Fahrplan und seine sieben miteinander verbundenen Schritte 
vor: Aufbau von Gemeinschaften; Stärkung der politischen Repräsentation und 
Sichtbarkeit; Abbau von Barrieren und förderlichen Faktoren für Partizipation; 
Entwicklung von Beteiligungsstrategien; Unterstützung gemeinschaftsbasierter 



 

Interessenvertretung; Integration von Zuhören in die Politikgestaltung; und Stärkung 
der Rolle von Lernenden in Entscheidungsprozessen. Der zweite Teil untersucht die 
Querschnittselemente, die dem gesamten Fahrplan zugrunde liegen, darunter 
qualitativ hochwertige Informationen und Daten, sichere Räume, Barrierefreiheit und 
Zugehörigkeit sowie Intersektionalität. Der dritte Teil verortet den Fahrplan im 
breiteren europäischen Diskurs über partizipative Politikgestaltung, deliberative 
Demokratie und bürgerschaftliches Engagement und präsentiert relevante 
Konzepte, rechtliche Rahmenbedingungen und Beispiele aus EU-weiten 
Beteiligungsmechanismen. Abschließend bietet die Publikation praktische 
Überlegungen dazu, wie partizipative und lernendenzentrierte Ansätze zu 
inklusiveren, demokratischeren und bürgernäheren politischen 
Entscheidungsprozessen beitragen können. 

Im Mittelpunkt dieser Veröffentlichung steht das Verständnis, dass die 
Stimme der Lernenden keine zusätzliche Aktivität oder isolierte 
Konsultationsmethode ist, sondern ein strukturelles und demokratisches 
Prinzip.Eine sinnvolle Teilhabe setzt Vertrauen, Anerkennung, Zugänglichkeit, 
Verantwortlichkeit und die institutionelle Bereitschaft zur Umverteilung von Einfluss 
voraus. Der ENHANCE-Fahrplan verknüpft daher die Bildungspraxis mit 
umfassenderen Fragen der Demokratie, Inklusion und gesellschaftlichen Teilhabe. 

Zusammen mit dieser VeröffentlichungDas ENHANCE-Projekt hat außerdem eine 
interaktive Version der Roadmap entwickelt.Die interaktive Roadmap wurde 
entwickelt, um Organisationen, Fachkräfte, politische Entscheidungsträger und 
Lernende dabei zu unterstützen, die verschiedenen Schritte, Themen und 
Handlungsfelder dynamischer und flexibler zu bewältigen. Sie ermöglicht es den 
Nutzern, Verbindungen zwischen den einzelnen Phasen zu erkunden, relevante 
Praktiken für ihren jeweiligen Kontext zu identifizieren und sich in einem flexiblen und 
benutzerfreundlichen Format mit den Inhalten auseinanderzusetzen. 



 

 

Screenshot desICHInteraktive ENHANCE-Roadmap verfügbar 
unterhttps://enhancelearnervoice.com/the-enhance-roadmap/  
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Die ENHANCE-Roadmap 
Die ENHANCE-Roadmapsollte nicht als ein fester oder streng linearer Prozess 
betrachtet werden.Obwohl die Schritte aus Gründen der Übersichtlichkeit separat 
dargestellt werden, sind sie eng miteinander verknüpft und beeinflussen sich 
gegenseitig fortwährend. Jeder, der es anwendet, wird dazu ermutigt,Sie können 
zwischen den verschiedenen Schritten wechseln, diese erneut aufgreifen, sie 
an ihre eigenen Gegebenheiten anpassen und je nach Kontext, Bedürfnissen 
und Prioritäten sogar von unterschiedlichen Ausgangspunkten aus 
beginnen.In der Praxis entwickelt sich eine sinnvolle Beteiligung der Lernenden 
selten geradlinig. Gemeinschaftsbildung kann zu Interessenvertretung führen, 
Interessenvertretung kann strukturelle Barrieren aufdecken, Zuhören kann die 
Sichtbarkeit erhöhen und Entscheidungsprozesse erfordern möglicherweise einen 
erneuten Vertrauensaufbau. Der Leitfaden lädt die Leser daher ein, Beteiligung als 
einen sich entwickelnden und beziehungsorientierten Prozess und nicht als eine 
Checkliste zu betrachten.So wird Raum für Umwege, Reflexion, Anpassung und 
kontinuierliches Lernen geschaffen. 

 

Schritt 1: Gemeinschaften aufbauen 
Der Aufbau von Gemeinschaften ist die Grundvoraussetzung für jeden sinnvollen 
Beteiligungsprozess von Lernenden. In den ENHANCE-Workshops und 
-Empfehlungen zeigte sich immer wieder, dass die Beteiligung von Lernenden nicht 
mit formellen Konsultationen, politischen Treffen oder Verwaltungsstrukturen 
beginnt. Sie setzt viel früher ein, nämlich darin, ob Lernende die Räume der 
Erwachsenenbildung als Orte des Vertrauens, der Zugehörigkeit und der 
gegenseitigen Anerkennung erleben. 

Dieser Schritt sollte daher als mehr als nur eine Vorbereitungsphase verstanden 
werden. Gemeinschaftsbildung ist nicht das, was „vor dem eigentlichen 
Arbeitsbeginn“ geschieht. Sie ist vielmehr eine politische und pädagogische Praxis. 
Sie schafft die sozialen Bedingungen, unter denen Lernende sich von Isolation zu 
Verbundenheit, von individuellen Erfahrungen zu gemeinsamer Reflexion und von 
persönlichen Bedürfnissen zu kollektivem Ausdruck entwickeln können. Die Stimme 
der Lernenden ist relational. Sie entsteht nicht allein dadurch, dass Einzelpersonen 
die Möglichkeit erhalten, Fragen zu beantworten. Sie wächst durch beständige 
Beziehungen, gegenseitige Unterstützung, gemeinsame Erfahrungen und 
wiederholte Gelegenheiten zur gemeinsamen Reflexion. 

Wichtigste Handlungspunkte 



 

Für die Zivilgesellschaft und Lernende 

●​ Machen Sie deutlich, dass der Aufbau von Gemeinschaften Folgendes 
umfasstvon Lernenden selbst gesteuerte Ausgangspunkte, wo die 
Lernenden von Anfang an gefragt werden, was sie lernen möchten. 

●​ Sie sollten als Brücke zwischen Institutionen und Gemeinschaften fungieren, 
deren Stimmen oft ungehört bleiben. 

●​ Förderung lokaler Netzwerke, Peer-Gruppen und unterstützender 
Umgebungen, in denen Lernende Erfahrungen austauschen und gemeinsame 
Anliegen identifizieren können. 

●​ Nutzen Sie kulturell sensible und zugängliche Formate, die das 
Zugehörigkeitsgefühl und die kollektive Teilhabe stärken. 

●​ Unterstützen Sie Lerngemeinschaften auch über die Laufzeit einzelner 
Projekte hinaus, damit das Engagement nicht verloren geht, wenn die 
Förderzyklen auslaufen. 

 

Für politische Entscheidungsträger 

●​ Die Bildung von Gemeinschaften sollte als notwendiger Bestandteil der 
Lernbeteiligung anerkannt und in die Finanzierung, die Qualitätsrahmen und 
die Beteiligungsstrategien der Erwachsenenbildung einbezogen werden. 

●​ Finanzieren Sie langfristige, gemeinschaftsorientierte Angebote für die 
Erwachsenenbildung anstatt nur kurzfristiger oder ergebnisorientierter 
Projekte. 

●​ Unterstützung von Partnerschaften zwischen Anbietern der 
Erwachsenenbildung, Gemeindeorganisationen, sozialen Diensten, 
Bibliotheken und Kommunen, um Lerngemeinschaften langfristig zu erhalten. 

●​ Stellen Sie sicher, dass die Förderrichtlinien Zeit und Ressourcen für 
Vertrauensbildung, Peer-Austausch, mehrsprachige Kommunikation und 
inklusive Moderation vorsehen. 

Für Anbieter und Fachkräfte 

●​ Schaffen Sie Lernumgebungen, in denen Vertrauen, gegenseitiger Respekt 
und Vorurteilsfreiheit als zentrale pädagogische Bedingungen gelten. 



 

●​ Man sollte von den Erfahrungen, Prioritäten und Bestrebungen der Lernenden 
ausgehen, anstatt von einem festen Lehrplan oder einem standardisierten 
Lernweg auszugehen. 

●​ Nutzen Sie gruppenbasierte, reflektierende, kreative und dialogorientierte 
Methoden, um Lernende beim Aufbau von Beziehungen und Selbstvertrauen 
zu unterstützen. 

●​ Integrieren Sie die Prinzipien sicherer Räume in die Moderation, einschließlich 
Sensibilität für Trauma, Migration, Diskriminierung, Behinderung und 
ungleiche Machtverhältnisse. 

●​ Peer-Unterstützung und Gemeinschaftsaustausch sollten als zentraler 
Bestandteil des Erwachsenenlernens betrachtet werden, nicht als sekundäre 
oder informelle Ergänzungen. 

 

Solidarität und Anerkennung 
Gemeinschaftsbildung bedeutet nicht nur, Verbindungen herzustellen, sondern auch, 
Stimme, Anerkennung und Einfluss innerhalb von Bildungsprozessen neu zu 
verteilen. Nachhaltige Teilhabe entsteht, wenn Gemeinschaften auf Vertrauen, 
Solidarität und kontinuierlichem Dialog zwischen Lernenden, Lehrenden und 
Institutionen beruhen. 

Maßnahmenpunkte 

●​ Bestehende informelle Gemeinschaften anerkennen und unterstützen, auch 
wenn sie institutionell nicht sichtbar sind. 

●​ Die Solidarität zwischen Lernenden, Lehrenden, politischen 
Entscheidungsträgern und Akteuren der Gemeinschaft sollte als gemeinsame 
Verantwortung gefördert werden. 

●​ Integrieren Sie kontinuierliche Dialogpraktiken, die immer wieder aufgegriffen, 
wiederholt und über einen längeren Zeitraum aufrechterhalten werden. 

●​ Stärkung des Vertrauensaufbaus zwischen Institutionen wie Kommunen, 
Bibliotheken und Anbietern beruflicher Bildung. 

●​ Sorgen Sie dafür, dass die Gemeinschaften über die reine Kursteilnahme 
hinausgehen und zu einem breiteren sozialen und demokratischen Vertrauen 
beitragen. 

●​ Gemeinschaftsbildung sollte als ein Raum verstanden werden, in dem 
Machtverhältnisse hinterfragt und neu gestaltet werden können. 



 

 

Schritt 2: Die Macht politischer Repräsentation und 
Sichtbarkeit verstehen 
Dieser Schritt betrifft die Sichtbarkeit erwachsener Lernender, der 
Erwachsenenbildung und ihrer Stimme im öffentlichen Diskurs, in institutionellen 
Prozessen und in der politischen Repräsentation. Werden erwachsene Lernende in 
den Medien, der öffentlichen Debatte, in Konsultationsforen und der institutionellen 
Kommunikation nicht berücksichtigt, bleiben ihre Anliegen marginalisiert und 
werden als Ausnahmen statt als legitime politische Prioritäten behandelt. 
Sichtbarkeit muss daher in mindestens dreierlei Hinsicht verstanden werden: erstens 
die Sichtbarkeit der Erwachsenenbildung als relevantes Feld; zweitens die 
Sichtbarkeit der Lernenden als Wissensträger und -beitragende; und drittens die 
Sichtbarkeit von Themen, die oft durch Fachsprache oder Bürokratie verschleiert 
werden. In diesem Sinne geht es bei politischer Repräsentation nicht nur darum, in 
politischen Dokumenten „eingeschlossen“ zu sein. Es geht auch darum, in den 
Bereichen, in denen politische Bedeutung geschaffen wird, hörbar und verständlich 
zu sein. 

Wenn die Stimme der Lernenden sichtbar gemacht wird, erkennen Institutionen ihre 
Beteiligung eher als legitime Erwartung denn als vorübergehendes Experiment an. 
Fehlt diese Sichtbarkeit, bleibt die Beteiligung der Lernenden anfällig für 
Alibi-Maßnahmen, Marginalisierung und die Abhängigkeit von einzelnen 
Fürsprechern. 

Wichtigste Handlungspunkte 

Für politische Entscheidungsträger 

●​ Erwachsene Lernende und ihre Vertreter sollten als legitime Akteure in der 
Bildungspolitik, der lokalen Verwaltung und der institutionellen 
Kommunikation anerkannt werden. 

●​ Es muss vorgeschrieben werden, dass öffentlich finanzierte 
Erwachsenenbildungs- und lebenslange Lerninitiativen sichtbare 
Mechanismen zur Einbeziehung der Lernenden und zur öffentlichen 
Berichterstattung über die Verwendung dieser Einbeziehung beinhalten. 

●​ Unterstützung von Strategien der öffentlichen Kommunikation, die 
Erwachsenenbildung, Alphabetisierung, Migrantenbildung und non-formale 
Bildung im öffentlichen Diskurs sichtbarer machen. 



 

●​ Stellen Sie sicher, dass die Richtlinienkommunikation in verständlicher 
Sprache verfasst und vor der Veröffentlichung mit Lernenden getestet wird. 

Für die Zivilgesellschaft und Lernende 

●​ Die Erzählungen der Lernenden sollen in der lokalen und nationalen 
Interessenvertretung stärker zur Geltung gebracht werden. 

●​ Nutze Community-Medien, partizipative Kunstformen und 
Basiskommunikationsinstrumente, um Unsichtbarkeit zu bekämpfen. 

●​ Knüpfen Sie Allianzen mit Journalisten, Kommunalverwaltungen und 
Kulturorganisationen, um das öffentliche Verständnis von 
Erwachsenenbildung zu erweitern. 

●​ Sichtbarkeit sollte als Weg zur Repräsentation verstanden werden, nicht nur 
zur Bewusstseinsbildung. 

Für Anbieter und Praktiker der Erwachsenenbildung 

●​ Nutzen Sie von Lernenden selbst gestaltete Geschichten, Podcasts, 
Ausstellungen, Erfahrungsberichte und öffentliche Veranstaltungen, um die 
Lernerfahrungen über den Unterricht hinaus sichtbar zu machen. 

●​ Schaffen Sie Transparenz für institutionelle Prozesse, indem Sie Lernende in 
die Überprüfung von Informationsmaterialien, Rekrutierungsbotschaften, 
Zusammenfassungen von Richtlinien und öffentlich zugänglichen 
Dokumenten einbeziehen. 

●​ Ersetzen Sie Fachsprache oder abstrakte Formulierungen durch einfache, 
verständliche und mehrsprachige Kommunikation. 

●​ Es sollten interne Abläufe geschaffen werden, damit die Lernenden sehen, wo 
ihre Perspektiven in organisatorische Entscheidungen einfließen. 

Medienpräsenz und öffentlicher Diskurs 
Sichtbarkeit ist eine Voraussetzung für Teilhabe und Einflussnahme. Die Stimme der 
Lernenden muss nicht nur in politischen Entscheidungsprozessen, sondern auch im 
öffentlichen Diskurs durch barrierefreie Kommunikation und kontinuierliche 
Repräsentation präsent sein. 

Maßnahmenpunkte 

●​ Die Medienpräsenz sollte als Kernelement der Partizipationsstrategien 
integriert werden. 



 

●​ Nutzen Sie Erzählungen von Lernenden, Zeugnisse und kreative Formate, um 
gelebte Erfahrungen sichtbar zu machen. 

●​ Stellen Sie sicher, dass die Kommunikation barrierefrei ist, indem Sie einfache 
Sprache und inklusive Formate verwenden. 

●​ Beziehen Sie die Lernenden in die Überprüfung von Kommunikations- und 
Richtlinienmaterialien ein, um Klarheit und Relevanz zu gewährleisten. 

●​ Die Bemühungen um Sichtbarkeit sollten auf schwerer erreichbare 
Zielgruppen ausgeweitet werden, nicht nur auf etablierte Zielgruppen. 

●​ Schaffen Sie kontinuierliche Kommunikationskanäle durch Netzwerke, 
Partnerschaften und wiederholten Austausch. 

●​ Sichtbarkeit sollte sowohl als kommunikativer als auch als politischer Prozess 
betrachtet werden, der Anerkennung und Einfluss prägt. 

 

Schritt 3: Hindernisse und förderliche Faktoren für eine 
aktive Beteiligung angehen – Rechenschaftspflicht der 
politischen Entscheidungsträger 
Dieser Schritt befasst sich mit den strukturellen, kulturellen, sprachlichen, 
wirtschaftlichen und institutionellen Bedingungen, die erwachsene Lernende an 
einer sinnvollen Teilhabe hindern oder ihnen diese ermöglichen. Er zählt zu den 
wirksamsten und am besten validierten Schritten der Workshops, insbesondere weil 
die Teilnehmenden immer wieder von individuellen Geschichten zu einer 
strukturellen Diagnose übergingen. Der Fahrplan sollte diese Stärke beibehalten. 
Teilhabe wird nicht nur durch persönliches Zögern oder mangelndes Selbstvertrauen 
verhindert, sondern auch durch unzugängliche Systeme, starre 
Finanzierungsstrukturen, institutionelle Vorurteile, Kinderbetreuungskosten, unklare 
Formulierungen in den Richtlinien, einseitige Bürgerschaftskonzepte und das Fehlen 
geeigneter Reaktionsmechanismen. 

Die Dimension der Verantwortlichkeit ist entscheidend. Hindernisse müssen klar 
zwischen solchen, die auf dem Verhalten von Lehrkräften beruhen, und solchen, die 
durch übergeordnete Systeme verursacht werden, unterschieden werden. Diese 
Unterscheidung ist wichtig, da sie den Handlungsschwerpunkt bestimmt. Ohne 
Verantwortlichkeit wird der Begriff „Hindernisse“ zu einer neutralen Bezeichnung, die 
Machtverhältnisse verschleiert. 

Wichtigste Handlungspunkte 



 

Für politische Entscheidungsträger 

●​ Es sollten Rechenschaftsmaßnahmen eingeführt werden, die Institutionen 
verpflichten, Hindernisse für die Teilnahme zu identifizieren und zu beseitigen. 

●​ Finanzieren Sie Kinderbetreuung, Transport, Übersetzungen, mehrsprachige 
Kommunikation und flexible Teilhabemöglichkeiten als Teilhabeinfrastruktur. 

●​ Überprüfen Sie Finanzierungsrichtlinien, Lehrplanrichtlinien und 
Verfahrensweisen, die unbeabsichtigt Lernende ausschließen. 

●​ Stellen Sie sicher, dass die Konsultationsmechanismen Nachfassaktionen und 
sichtbare Reaktionen beinhalten, damit die Beiträge der Lernenden nicht 
folgenlos verschwinden. 

Für die Zivilgesellschaft und Lernende 

●​ Dokumentieren Sie Ausgrenzungsmuster in verschiedenen Diensten und 
Institutionen. 

●​ Nutzen Sie Erfahrungsberichte von Lernenden, um zu zeigen, wie Barrieren in 
der Praxis wirken. 

●​ Unterstützen Sie Lernende dabei, strukturelle Barrieren zu benennen, ohne 
diese auf persönliche Schwierigkeiten zu reduzieren. 

●​ Drängen Sie Institutionen dazu, von der Beratung zur Reaktion überzugehen. 

Für Anbieter und Fachkräfte 

●​ Barrieren sollten regelmäßig gemeinsam mit den Lernenden erfasst und 
zwischen individuellen, pädagogischen, organisatorischen und systemischen 
Barrieren unterschieden werden. 

●​ Sprache als Stärke und nicht nur als Defizit betrachten. 

●​ Traumasensible, antirassistische, feministische und inklusive pädagogische 
Ansätze in die Praxis umsetzen. 

●​ Entwickeln Sie transparente Feedbacksysteme, die aufzeigen, was 
angesprochen wurde, was geändert wurde und wo noch Handlungsbedarf 
besteht. 

 

Systemische und strukturelle Barrieren 
Systemische Barrieren sind in Strukturen, Kulturen und institutionellen Praktiken 
verankert, die die Teilhabe prägen. Um diese Barrieren zu überwinden, muss man 



 

erkennen, wie Systeme selbst Lernende ausschließen, entmutigen oder deren 
Engagement einschränken können. 

Maßnahmenpunkte 

●​ Identifizieren und beheben Sie intransparente Verfahren, die das Verständnis 
und die Beteiligung verhindern. 

●​ Geringes Vertrauen in Beratungsumgebungen sollte als strukturelle Barriere 
erkannt werden. 

●​ Die hierarchisch geprägten institutionellen Kulturen, die Partizipation und 
Eigeninitiative einschränken, müssen angegangen werden. 

●​ Erkennen Sie an, dass die Teilnahme durch fehlende Teilnahmegewohnheiten 
und mangelndes Selbstvertrauen eingeschränkt sein kann. 

●​ Die Transparenz von Prozessen, Entscheidungsfindung und 
Kommunikationswegen stärken. 

 

Interpersonelle und institutionelle Barrieren 
Interpersonelle Barrieren entstehen durch Beziehungen, Praktiken und Einstellungen 
innerhalb von Institutionen. Diese Barrieren prägen oft, ob Teilhabe sinnvoll oder 
lediglich symbolisch ist. 

Maßnahmenpunkte 

●​ Erkennen Sie an, dass eine zu späte Einbindung ein wesentliches Hindernis für 
eine sinnvolle Beteiligung darstellt. 

●​ Das Thema symbolische Partizipation behandelt die Praxis, bei der zwar 
Beiträge gesammelt, aber nicht umgesetzt werden. 

●​ Das Verständnis für die Lebensrealität der Lernenden, insbesondere von 
Gruppen mit geringen Lese- und Schreibfähigkeiten und marginalisierten 
Gruppen, soll gestärkt werden. 

●​ Förderung einer frühzeitigen, kontinuierlichen und sinnvollen Einbindung in 
Entscheidungsprozesse. 

●​ Fördern Sie institutionelle Kulturen, die Dialog, Vertrauen und 
Reaktionsfähigkeit wertschätzen. 

 

 



 

Schritt 4: Entwicklung von Strategien zur Einbindung 
erwachsener Lernender und Praktiker 
Dieser Schritt sollte sich auf die konkreten Strategien konzentrieren, durch die 
Partizipation in der Praxis ermöglicht wird. Wichtig ist, dass in mehreren Workshops 
darauf hingewiesen wurde, dass dieser Schritt nicht als Strategieentwicklung 
formuliert werden sollte.fürLernende und Praktiker, abermit ihnen.  

Beteiligungsstrategien sind keine universellen Instrumente zur Partizipation. Sie 
müssen auf konkreten Voraussetzungen beruhen. In den Workshops wurde deutlich, 
dass Beteiligung nicht allein auf Wünschen basieren kann. Sie erfordert Zeit, 
Vertrauen, Koordination, barrierefreie Kommunikation, flexible Formate, 
unterstützendes Personal und materielle Hilfen wie Kinderbetreuung oder 
Übersetzungsdienste. Ein Workshop, eine Umfrage oder ein Gremium reichen nicht 
aus, wenn die Voraussetzungen für Beteiligung fehlen. 

Wichtigste Handlungspunkte 

Für die Zivilgesellschaft 

●​ Entwicklung von Modellen für die Einbindung von Gleichaltrigen und 
Mentoringstrukturen. 

●​ Unterstützung von Praktikern bei der Reflexion über Voreingenommenheit, 
Macht und Moderation. 

●​ Unterstützen Sie Institutionen bei der Gestaltung partizipativer Strukturen, die 
kulturell angemessen und nachhaltig sind. 

●​ Lokale Beteiligungspraktiken mit umfassenderen Interessenvertretungs- und 
politischen Prozessen verknüpfen. 

Für politische Entscheidungsträger 

●​ Infrastrukturen zur Fondsbeteiligung, nicht nur kurzfristige 
Engagement-Veranstaltungen. 

●​ Kinderbetreuung, flexible Zeiteinteilung, mehrsprachige Kommunikation, 
barrierefreie Veranstaltungsorte und digitale Inklusion sollen als förderfähige 
Kosten in die Budgets für Erwachsenenbildung aufgenommen werden. 

●​ Unterstützung von Koordinierungsfunktionen, die die Beziehungen zu den 
Lernenden über einen längeren Zeitraum aufrechterhalten. 

●​ Beteiligungskriterien sollten in Finanzierungs- und Qualitätsrahmen 
einbezogen werden. 



 

Für Anbieter und Fachkräfte 

●​ Gestaltung von Beteiligungsprozessen für Lernende von Anfang an. 

●​ Kombinieren Sie niedrigschwellige und wirkungsvolle Methoden: Umfragen, 
Diskussionsgruppen, Peer-Mentoring, Lernräte, Co-Design-Workshops und 
öffentliche Veranstaltungen. 

●​ Nutzen Sie kreative, visuelle und dialogische Methoden, um die Beteiligung zu 
erweitern. 

●​ Sicherstellen, dass die Rückmeldungen der Lernenden in die Kursgestaltung, 
die Organisationsplanung, die Kommunikation und die Steuerung einfließen. 

 

Materielle Unterstützung 
Die Teilhabe hängt von den materiellen Bedingungen ab. Solange praktische 
Hindernisse wie Zeitaufwand, Kosten und Zugangsbarrieren nicht beseitigt werden, 
bleibt die Teilhabe ungleich und begrenzt. 

Maßnahmenpunkte 

●​ Sicherstellen, dass die Strategien zur Einbindung der Bevölkerung auf den 
Bedingungen der materiellen Zugänglichkeit basieren. 

●​ Bieten Sie Kinderbetreuung, mehrsprachige Informationen, flexible 
Zeiteinteilung und kostenlose oder kostengünstige Teilnahmemöglichkeiten 
an. 

●​ Unterstützung koordinierter Strukturen zur Vertretung der Lernenden mit 
dedizierten Rollen und Ressourcen. 

●​ Ermöglichen Sie die Beteiligung durch Öffentlichkeitsarbeit, 
Kommunikationstests und gemeinsame Regierungsführungspraktiken. 

●​ Materielle Unterstützung ist als strukturelle Voraussetzung und nicht als 
zusätzlicher Vorteil zu betrachten. 

 

Schritt 5: Entwicklung gemeindebasierter 
Interessenvertretungsmaßnahmen 
Dieser Schritt führt den Fokus von bloßer Meinungsäußerung hin zu konkreter 
Einflussnahme. Durch gemeinschaftsbasierte Interessenvertretung verlässt die 
Stimme der Lernenden den unmittelbaren Lernraum und dringt in die Öffentlichkeit, 



 

die Politik und Institutionen vor. Dies ist besonders wichtig, da in mehreren 
Workshops betont wurde, dass bloße Äußerungen ohne konkrete Maßnahmen oder 
Umsetzung schnell frustrierend und symbolisch wirken können. 
Interessenvertretung wandelt gelebte Erfahrung in kollektiven Druck, Vorschläge 
und Forderungen um, die Entscheidungen beeinflussen können. 

Interessenvertretung sollte in diesem Fall nicht allein als professionelle Lobbyarbeit 
verstanden werden. Die Workshops zeigen ein breiteres Spektrum an Praktiken auf: 
Peer-Netzwerke, Bürgerräte, von Lernenden organisierte öffentliche 
Veranstaltungen, Botschafter, kommunale Beteiligung, Erfahrungsberichte, 
gewerkschaftsnahe Kanäle und das Erzählen von Geschichten aus der Basis. Diese 
Praktiken sind wichtig, weil sie Lernenden und Gemeinschaften ermöglichen, auch 
dort aktiv zu werden, wo der formale Zugang zu politischen Entscheidungsprozessen 
schwach ist. In diesem Sinne bildet Interessenvertretung eine Brücke zwischen 
lokaler Teilhabe und systemischen Veränderungen. 

Wichtigste Handlungspunkte 

Für die Zivilgesellschaft und Lernende 

●​ Entwickeln Sie gemeinschaftliche Kampagnen zu den Themen Zugang, 
Alphabetisierung, Inklusion, Kinderbetreuung, Migration und Repräsentation. 

●​ Bieten Sie Schulungen und Begleitung im Bereich Interessenvertretung an. 

●​ Lokale Initiativen mit regionalen, nationalen und europäischen 
Rahmenbedingungen verknüpfen. 

●​ Nutzen Sie Storytelling und gesammelte Erkenntnisse, um den öffentlichen 
Diskurs und die Politik zu beeinflussen. 

Für politische Entscheidungsträger 

●​ Es sollen formale Wege geschaffen werden, über die Lerngruppen und 
Gemeinschaftsorganisationen ihre Forderungen in die lokale und nationale 
Entscheidungsfindung einbringen können. 

●​ Förderung von gemeinschaftlichen Bildungsangeboten und von Lernenden 
selbst geleiteten Initiativen mit der Fähigkeit zur Interessenvertretung. 

●​ Gemeinderäte, Beiräte und Vertretungsstrukturen der Lernenden sollten als 
legitime Gesprächspartner in politischen Angelegenheiten anerkannt werden. 

●​ Nachweis der Einbeziehung der lokalen Gemeinschaft in die Planung der 
Erwachsenenbildung ist erforderlich. 

Für Anbieter und Fachkräfte 



 

●​ Helfen Sie den Lernenden, Kanäle für ihre Interessenvertretung zu 
identifizieren und Beiträge vorzubereiten. 

●​ Unterstützung des Übergangs von Rückmeldungen aus dem Unterricht zu 
gemeinschaftlichem Handeln. 

●​ Kooperieren Sie mit lokalen Behörden, Bibliotheken, Gemeinderäten, 
Gewerkschaften und zivilgesellschaftlichen Organisationen. 

●​ Von Lernenden initiierte Vorschläge dokumentieren und dazu beitragen, sie in 
die Öffentlichkeit zu tragen. 

 

Alternative Räume und Methoden 
Partizipation und Interessenvertretung finden nicht nur innerhalb formaler Systeme 
statt. Alternative Räume und Methoden ermöglichen es Lernenden, sich auf 
zugängliche, kreative und in der gelebten Erfahrung verwurzelte Weise 
auszudrücken. 

Maßnahmenpunkte 

●​ Kreative, künstlerische und erzählerische Methoden sollten als legitime 
Instrumente der Partizipation eingesetzt werden. 

●​ Neben formalen Beteiligungsstrukturen sollten informelle Dialoge und der 
Aufbau von Vertrauen Priorität haben. 

●​ Die Beteiligung sollte auf Bereiche außerhalb des Bildungssektors 
ausgeweitet werden, wie z. B. Gemeinschaftsräume, Wohnungsbau und 
soziale Dienstleistungen. 

●​ Unterstützen Sie die Erzählungen der Lernenden als Instrumente der 
Sichtbarkeit und Interessenvertretung. 

●​ Kleine, lokale und vertrauensbasierte Initiativen sollten als legitime 
Ausgangspunkte anerkannt werden. 

●​ Ermöglichen Sie die schrittweise Ausweitung von Initiativen von der lokalen 
auf die breitere Ebene. 

●​ Erkennen Sie an, dass Partizipation auch außerhalb formaler Systeme 
beginnen kann, insbesondere in stärker zentralisierten Kontexten. 

 



 

Versammlung und Organisation 
Interessenvertretung erfordert Organisation, Kontinuität und gemeinsames 
Handeln. Die Stimme der Lernenden gewinnt an Einfluss, wenn sie strukturiert, 
aufrechterhalten und mit Entscheidungsprozessen verknüpft wird. 

Maßnahmenpunkte 

●​ Unterstützung kollektiver Organisation, einschließlich Netzwerken, Gruppen 
und Interessenvertretungsplattformen. 

●​ Lobbyarbeit, organisierter Druck und kontinuierliche Nachverfolgung sind 
legitime Instrumente der Partizipation. 

●​ Verknüpfung von Lobbyarbeit mit direkten Finanzierungsentscheidungen und 
politischer Rechenschaftspflicht. 

●​ Die Verbindungen zwischen der Stimme der Gemeinschaft und 
institutionellen bzw. staatlichen Maßnahmen stärken. 

●​ Fördern Sie vielfältige Wege der Interessenvertretung, darunter lokale Räte, 
Gewerkschaften und Arbeitnehmervertretungsstrukturen. 

●​ Die von Gleichgesinnten initiierten und informellen 
Interessenvertretungsbemühungen sind ebenso wichtig wie formale 
Mechanismen. 

●​ Es muss sichergestellt werden, dass die Teilhabe inklusiv ist, auch für Personen 
ohne vollen Staatsbürgerstatus. 

 

Schritt 6: Zuhören bei der Politikgestaltung 
Dieser Schritt zielt darauf ab, von symbolischer Konsultation zu einem 
aufmerksamen und verantwortungsvollen Zuhören überzugehen. Zuhören ist keine 
moralische Haltung oder eine nebensächliche zwischenmenschliche Fähigkeit, die 
erst am Ende eines Handlungsplans auftaucht. Es ist eine strukturelle Praxis, die 
prägen sollte, wie Institutionen funktionieren, wie Richtlinien entwickelt werden und 
wie Pädagogen und Entscheidungsträger auf gelebte Erfahrungen reagieren. 

Die Ergebnisse des Workshops legen nahe, dass dieser Schritt sowohl erweitert als 
auch neu formuliert werden muss. Er sollte sich nicht nur auf formale politische 
Entscheidungsträger beschränken. Dieser Schritt sollte daher so überarbeitet 
werden, dass er frühzeitiges Zuhören, beziehungsorientiertes Zuhören, 
verantwortungsvolles Zuhören und reflexives Zuhören umfasst. Zudem sollte er eine 
sichtbare Nachbereitung erfordern. Wenn Institutionen zwar Feedback einholen, 



 

aber nicht darauf reagieren, schwindet das Vertrauen, und die Beteiligung wird zur 
reinen Show. Zuhören in der Politikgestaltung muss bedeuten, dass Institutionen 
sichtbar machen, was gehört wurde, was sich verändert hat und warum. 

Wichtigste Handlungspunkte 

Für die Zivilgesellschaft und Lernende 

●​ Nutzen Sie Erkenntnisse von Lernenden, um passive Hörkulturen in Frage zu 
stellen. 

●​ Überwachen Sie, ob die Konsultationen zu Veränderungen führen. 

●​ Unterstützen Sie die Lernenden dabei, ihre Aussagen in politische 
Forderungen umzuwandeln. 

●​ Fordern Sie, dass die Zuhörräume inklusiv, transparent und mit der 
Umsetzung verknüpft sind. 

Für politische Entscheidungsträger 

●​ Etablieren Sie regelmäßige und zugängliche Zuhörprozesse mit erwachsenen 
Lernenden, Pädagogen und Gemeinschaftsorganisationen. 

●​ Beziehen Sie die Vertreter der Lernenden frühzeitig ein, bevor die 
Richtlinienentwürfe finalisiert werden. 

●​ Veröffentlichen Sie Reaktionsmechanismen, die aufzeigen, wie die Eingaben 
berücksichtigt und darauf reagiert wurde. 

●​ Aufbau ressortübergreifender Zuhörstrukturen in den Bereichen Bildung, 
Arbeit, Migration, soziale Integration und Kommunalverwaltung. 

Für Anbieter und Fachkräfte 

●​ Das Zuhören sollte in die Kursgestaltung, -durchführung und -überprüfung 
integriert werden, nicht nur in die Abschlussbewertung. 

●​ Die Stimme der Lernenden sollte als Ausgangspunkt für Reflexion und 
Verbesserung dienen. 

●​ Die Personalentwicklung sollte so reformiert werden, dass Pädagogen in 
partizipatorischen, emanzipatorischen, traumasensiblen und 
antidiskriminierenden Zuhörpraktiken geschult werden. 

●​ Es ist wichtig, dass Institutionen gemeinsam zuhören und nicht nur durch den 
guten Willen einzelner Mitarbeiter. 



 

Schulungen für Pädagogen und Institutionen 
Zuhören und Teilhabe erfordern institutionelle und pädagogische Kapazitäten. Ohne 
Schulung, Unterstützung und strukturelle Veränderungen bleibt die Teilhabe 
begrenzt und unbeständig. 

Maßnahmenpunkte 

●​ Stärkung des institutionellen Engagements für aktives Zuhören, 
Reaktionsfähigkeit und Verantwortlichkeit. 

●​ Integrieren Sie Schulungen zu Partizipation, Inklusion und der Stimme der 
Lernenden in die Lehrerfortbildung. 

●​ Gehen Sie über das Feedback nach dem Kurs hinaus und entwickeln Sie 
kontinuierliche und integrierte Hörpraktiken. 

●​ Verknüpfen Sie Zuhörprozesse mit Entscheidungsfindung, Umsetzung und 
Folgemaßnahmen. 

●​ Förderung der Zusammenarbeit über verschiedene Politikbereiche und 
Institutionen hinweg, um kohärente Reaktionen zu unterstützen. 

●​ Räume für den Dialog zwischen Lernenden, Lehrenden und politischen 
Entscheidungsträgern schaffen. 

●​ Die Vorgehensweisen sollten an Kontexte angepasst werden, in denen 
politische Prozesse als fern oder unzugänglich erscheinen mögen. 

●​ Verknüpfung der Teilnahme an Lernumgebungen mit einem breiteren 
sozialen und demokratischen Engagement. 

 

Schritt 7: Stärkung der Rolle der Lernenden bei der 
Entscheidungsfindung 
Dieser letzte Schritt betrifft den Wandel von Partizipation als bloßer 
Meinungsäußerung hin zu Partizipation als Machtinstrument. Bleibt die Stimme der 
Lernenden auf Feedback, Konsultation oder Repräsentation ohne Einfluss 
beschränkt, so endet der Transformationsprozess vor dem Ziel. Die Stärkung der 
Rolle der Lernenden in Entscheidungsprozessen bedeutet, erwachsene Lernende als 
mitbestimmende Akteure im Bildungswesen und, wo immer möglich, in den 
umfassenderen demokratischen Strukturen, die dieses prägen, anzuerkennen. 

Dieser Schritt bildet den Höhepunkt des Fahrplans, ist aber gleichzeitig von den 
vorhergehenden Schritten abhängig. Entscheidungsmacht lässt sich nicht ohne 



 

Gemeinschaften, Sichtbarkeit, Abbau von Barrieren, Beteiligungsstrategien, 
Interessenvertretung und aktives Zuhören aufbauen. Gleichzeitig wurde in mehreren 
Workshops deutlich, dass die Stärkung der Lernenden nicht auf unbestimmte Zeit 
verschoben werden darf, bis alle Bedingungen optimal sind. Lernende brauchen jetzt 
echten Einfluss, selbst wenn dieser zunächst durch kleinere Mechanismen wie die 
gemeinsame Lehrplanentwicklung, die Rolle als Sprachbotschafter, kommunale 
Beiräte oder von Lernenden organisierte Veranstaltungen erfolgt. 

Wichtigste Handlungspunkte 

Für die Zivilgesellschaft und Lernende 

●​ Förderung der von Lernenden selbstgeleiteten Führungskräfteentwicklung 
und der Peer-Repräsentation. 

●​ Schaffen Sie Räume, in denen Lernende vom Zeugnisgeben zur 
Agenda-Setzung übergehen können. 

●​ Es gilt, die Solidarität zwischen den Lerngruppen zu stärken, damit der 
Einfluss gemeinsam und nachhaltig ist. 

●​ Beobachten Sie, ob Institutionen über die symbolische Beteiligung 
hinausgehen. 

Für politische Entscheidungsträger 

●​ Schaffen Sie formale Entscheidungs- und Beratungsfunktionen für 
erwachsene Lernende und Lernendenvertreter. 

●​ Unterstützung von Modellen der gemeinsamen Steuerung in Einrichtungen 
der Erwachsenenbildung und lokalen politischen Foren. 

●​ Es muss sichergestellt werden, dass Migranten und andere, die von den 
üblichen politischen Kanälen ausgeschlossen sind, Zugang zu den 
Teilhabemöglichkeiten erhalten. 

●​ Es sollten lernergesteuerte Strukturen finanziert werden, nicht nur 
anbietergesteuerte Beteiligungsinitiativen. 

Für Anbieter und Fachkräfte 

●​ Beziehen Sie die Lernenden in die Lehrplangestaltung, Kursplanung, 
Rekrutierungsstrategien, Kommunikationsüberprüfung und institutionelle 
Entscheidungen ein. 

●​ Die Prioritäten der Lernenden sollten als Ausgangspunkt und nicht als 
nachträgliches Feedback betrachtet werden. 



 

●​ Bilden Sie Schülerräte, Repräsentationsgruppen und Gremien für 
gemeinsame Gestaltung mit echten Mandaten. 

●​ Machen Sie deutlich, welche Entscheidungen die Lernenden beeinflussen 
können und wie. 

 

3. Im Kontext 

Österreich: 

●​ Es muss ausdrücklich darauf hingewiesen werden, dass die Beteiligung an 
Entscheidungsprozessen nicht allein vom Staatsbürgerschaftsstatus 
abhängen darf. 

●​ Fügen Sie Beispiele für arbeits- und gewerkschaftsbasierte Mechanismen zur 
demokratischen Teilhabe hinzu. 

●​ Die Formulierung sollte so angepasst werden, dass sich der Schritt auf 
Folgendes bezieht:strukturelle Mitbestimmungnicht nur Beteiligung. 

Niederlande: 

●​ Nennen Sie repräsentative Rollen wie Sprachbotschafter als Beispiele für 
gemeinsame Entscheidungsfindung. 

●​ Zeigen Sie, dass sich der Einfluss der Lernenden auf Politik, 
Öffentlichkeitsarbeit, Kommunikation und institutionelle Praxis erstrecken 
kann. 

●​ Betonen Sie Kontinuität und Koordination, damit repräsentative Rollen durch 
kurzfristige Projekte nicht verloren gehen. 

Ungarn: 

●​ Die Entscheidungsfindung der Lernenden sollte nicht nur als institutionelles 
Recht, sondern auch als partizipatorische Fähigkeit verstanden werden, die 
gefördert werden muss. 

●​ Gestalten Sie diesen Schritt so, dass er auch in Kontexten zugänglich ist, in 
denen die Stimme der Lernenden noch im Entstehen begriffen ist. 

●​ Führen Sie Beispiele für schrittweise Einflussnahme an, nicht nur vollständig 
formalisierte Führungsstrukturen. 

Schweden: 



 

●​ Unterscheiden Sie zwischen der Stimme innerhalb der Institution und der 
Stimme in der breiteren Gesellschaft. 

●​ Die Unterstützung der Lernenden sollte über die schulische Pädagogik 
hinausgehen und insbesondere die Beteiligung am lokalen demokratischen 
Leben umfassen. 

●​ Man muss erkennen, dass Entscheidungsprozesse Ressourcen benötigen, 
wenn sie über den Unterricht hinausgehen sollen. 

 

Querschnittselemente der ENHANCE-Roadmap 
Station 1: Qualitätsinformationen und Daten 

Qualitativ hochwertige Informationen und Daten sind unerlässlich, um 
sicherzustellen, dass die Stimme der Lernenden Bedeutung hat, sichtbar ist und 
umgesetzt werden kann. Partizipation ist in Umgebungen, in denen Informationen 
unklar, unzugänglich oder zu technisch sind, nicht möglich. Erwachsene Lernende 
müssen die Systeme, denen sie angehören, die ihnen zur Verfügung stehenden 
Möglichkeiten und die Wege ihrer Mitwirkung verstehen können. Gleichzeitig müssen 
Institutionen über die reine Erfassung von Feedback als formale Anforderung 
hinausgehen und stattdessen strukturierte, transparente Systeme zur Erfassung, 
Interpretation und Reaktion auf die Beiträge der Lernenden entwickeln. 

Information ist nicht neutral. Die Art und Weise ihrer Vermittlung bestimmt, wer 
Zugang dazu hat und wer ausgeschlossen bleibt. Ist Sprache zu komplex, 
mehrdeutig oder bürokratisch, wird sie zur Barriere statt zur Brücke. Wie ein 
Teilnehmer es ausdrückte: 

Zugängliche, verständliche und mehrsprachige Kommunikation muss daher als 
Grundvoraussetzung für Teilhabe und nicht als optionale Anpassung betrachtet 
werden. Lernende sollten sich nicht an die institutionelle Sprache anpassen müssen; 
Institutionen müssen sich an die Lernenden anpassen. 

Ebenso wichtig ist die Qualität der Daten, die der Entscheidungsfindung zugrunde 
liegen. Die Stimme der Lernenden darf nicht auf symbolische Konsultationen oder 
vereinzelte Feedback-Momente reduziert werden. Vielmehr sollte sie in 
kontinuierliche Feedbackschleifen eingebunden werden, in denen die Lernenden 
nachvollziehen können, wie ihre Beiträge Veränderungen bewirken. Transparenz ist 
unerlässlich: Die Lernenden müssen wissen, was mit ihren Beiträgen geschieht, 
welche Entscheidungen getroffen werden und warum. 



 

Eine immer wiederkehrende Herausforderung ist die Wahrnehmung, dass die 
Teilnahme „nur Show“ sei. Dies spiegelt eine Diskrepanz zwischen Datenerhebung 
und Datennutzung wider. Qualitativ hochwertige Datensysteme müssen daher 
Mechanismen für Folgendes beinhalten: 

●​ Einbeziehung der Lernenden in Entscheidungsprozesse 

●​ Rückmeldung der Lernergebnisse an die Lernenden, 

●​ und sicherzustellen, dass Feedback zu sichtbaren und messbaren 
Veränderungen führt. 

„Manchmal hat man das Gefühl, dass die Teilnahme nur zum Schein geschieht, 
anstatt wirklichen Einfluss zu nehmen.“ 

Um dies zu erreichen, müssen Institutionen sich hin zu gemeinsam erarbeiteten 
Wissenssystemen entwickeln, in denen Lernende nicht nur Datenquellen sind, 
sondern aktiv mitgestalten, wie Informationen gesammelt, interpretiert und 
kommuniziert werden. Dies umfasst die Einbeziehung von Lernenden in die 
Überprüfung von Kommunikationsmaterialien, die Prüfung der Zugänglichkeit und 
die gemeinsame Definition von sinnvollem Feedback. 

Letztendlich schaffen qualitativ hochwertige Informationen und Daten die 
Grundlage für Vertrauen. Wenn Lernende das System verstehen und die Wirkung 
ihrer Stimme erkennen, wird ihre Beteiligung glaubwürdig, nachhaltig und 
transformativ. 

Station 2: Sichere Räume 

Sichere Räume bilden die Grundlage für jede sinnvolle Teilhabe. Fehlen 
Umgebungen, in denen Lernende sich respektiert, wertgeschätzt und frei von 
Vorurteilen fühlen, ist die Möglichkeit, sich zu äußern, stark eingeschränkt. Sicherheit 
in der Erwachsenenbildung beschränkt sich nicht auf die physische Umgebung; sie 
umfasst emotionale, soziale und kulturelle Dimensionen, die prägen, ob sich 
Einzelpersonen trauen, zu sprechen, zuzuhören und sich zu beteiligen. 

Ein Schlüsselelement von geschützten Lernräumen ist die Anerkennung der 
Lernenden als Wissensträger. Wenn Lernende das Gefühl haben, dass ihre 
Erfahrungen anerkannt und wertgeschätzt werden, sind sie eher bereit, sich zu 
beteiligen. 

Sichere Räume erfordern auch klare Grenzen und Verpflichtungen. Dazu gehört: 

●​ Null Toleranz gegenüber Diskriminierung 

●​ inklusive Kommunikationspraktiken 



 

●​ und die Berücksichtigung der Machtdynamiken innerhalb der Lernumgebung. 

●​ Berücksichtigung der Vielfalt an Bedürfnissen, Erfahrungen und Identitäten. 

●​ Unterstützung für Lernende mit Behinderungen, Abbau von Sprachbarrieren 
und Gewährleistung, dass die Teilnahme nicht diejenigen bevorzugt, die 
bereits mit institutionellen Systemen vertraut sind oder diese bereits kennen. 

Wichtig ist, dass sichere Räume keine passiven Umgebungen sind. Sie fördern aktiv 
die Teilhabe. Sie schaffen die Voraussetzungen dafür, dass Lernende von der Stille 
zum Ausdruck, von der Unsicherheit zum Selbstvertrauen und von der individuellen 
Erfahrung zur kollektiven Stimme gelangen. 

Ohne geschützte Räume läuft die Teilhabe Gefahr, oberflächlich zu bleiben. Mit 
ihnen wird sie transformativ. 

 

Station 3: Barrierefreiheit und Zugehörigkeit 

Barrierefreiheit ist eine strukturelle Voraussetzung für Teilhabe. Barrieren für 
Barrierefreiheit sind oft miteinander verknüpft. Finanzielle Engpässe, fehlende 
Kinderbetreuung, starre Zeitpläne, eingeschränkter digitaler Zugang und 
Sprachbarrieren schränken die Teilhabe ein, insbesondere für Lernende in prekären 
Lebenslagen. 

Eine der größten und beständigsten Herausforderungen sind die wirtschaftlichen 
Kosten der Teilhabe. Bildung, Kinderbetreuung und Zeitaufwand verursachen 
finanzielle Folgen. Solange diese Kosten nicht angegangen werden, bleibt die 
Teilhabe ungleich verteilt. Auch die Sprache stellt weiterhin eine sichtbare und 
unsichtbare Barriere dar. Wenn die Kommunikation nicht mehrsprachig ist oder nicht 
an unterschiedliche Lese- und Schreibfähigkeiten angepasst wird, werden Lernende 
sowohl vom Lernen als auch von Entscheidungsprozessen ausgeschlossen. 

Barrierefreiheit bedeutet auch die Flexibilität von Lernsystemen. Feste Zeitpläne, 
starre Kursstrukturen und standardisierte Lernwege werden den Bedürfnissen 
erwachsener Lernender, die Beruf, Familie und andere Verpflichtungen unter einen 
Hut bringen müssen, oft nicht gerecht. Flexible Lernmöglichkeiten, darunter 
unterschiedliche Lernzeiten, modulare Strukturen und Blended-Learning-Formate, 
sind daher unerlässlich. 

Barrierefreiheit muss in die institutionelle Gestaltung integriert werden. Dies 
umfasst: 

●​ sicherstellen, dass die Beteiligungsmechanismen leicht verständlich und 
anwendbar sind, 



 

●​ Bereitstellung von Unterstützungsstrukturen wie Koordinatoren oder 
Moderatoren, 

●​ und die Entwicklung von Prozessen, die kein Vorwissen oder Vorwissen 
voraussetzen. 

Barrierefreiheit bedeutet letztlich, Barrieren zu beseitigen, bevor sie die Teilhabe 
verhindern. Sie erfordert einen proaktiven Ansatz, der unterschiedliche Bedürfnisse 
berücksichtigt und sicherstellt, dass alle Lernenden die Möglichkeit haben, sich 
vollumfänglich und gleichberechtigt einzubringen. 

Station 4: Intersektionalität 

Intersektionalität iDies ist unerlässlich, um die Komplexität der Barrieren zu 
verstehen und anzugehen, mit denen erwachsene Lernende konfrontiert sind. 
Lernende erfahren Ausgrenzung nicht durch eine einzige Dimension; vielmehr wirken 
sich mehrere Faktoren wie Geschlecht, Migrationsstatus, sozioökonomischer 
Hintergrund, ethnische Zugehörigkeit, Behinderung usw. aus.Sprache und Kultur 
überschneiden sich und prägen so ihre Erfahrungen. 

Ein einheitlicher Ansatz zur Teilhabe birgt die Gefahr, diese vielschichtigen Realitäten 
zu übersehen. Maßnahmen und Praktiken, die Intersektionalität nicht 
berücksichtigen, können Ungleichheiten unbeabsichtigt reproduzieren, selbst wenn 
sie Inklusion anstreben. Beispielsweise kann die Beseitigung von Sprachbarrieren 
ohne Berücksichtigung geschlechtsspezifischer Verantwortlichkeiten wie 
Kinderbetreuung Migrantinnen weiterhin von der Teilhabe ausschließen. 

Intersektionalität erfordert einen Paradigmenwechsel von allgemeiner Inklusion hin 
zu zielgerichteten, kontextsensiblen Ansätzen. Sie fordert Institutionen auf, die 
Wechselwirkungen verschiedener Formen von Ungleichheit zu berücksichtigen und 
Maßnahmen zu entwickeln, die diese Wechselwirkungen ganzheitlich angehen. 

Intersektionalität fordert Institutionen zudem auf, ihre eigene Rolle bei der 
Reproduktion von Ungleichheit zu reflektieren. Vorurteile, Annahmen und strukturelle 
Normen innerhalb von Bildungssystemen können Ausgrenzung verstärken, wenn sie 
nicht aktiv angegangen werden. Dies erfordert insbesondere von Pädagogen und 
politischen Entscheidungsträgern eine kritische Auseinandersetzung damit, wie ihre 
Praktiken die Teilhabe beeinflussen können. 

Intersektionalität stärkt die Stimme der Lernenden. Werden unterschiedliche 
Perspektiven einbezogen und wertgeschätzt, spiegelt die Entscheidungsfindung die 
tatsächlichen gesellschaftlichen Bedürfnisse besser wider. Sie geht über bloße 
Repräsentation hinaus und führt zu echter Inklusion. 



 

 



 

A Diskussion zwischen Politik und Praxis 
A umfassendes Verständnis der politischen Partizipation 
auf EU-Ebene 
Die Stärke demokratischer Systeme beruht grundlegend darauf, dass die Anliegen 
der Bürgerinnen und Bürger die treibende Kraft für Veränderungen sind. Deshalb 
sollten die Interessen und Bedürfnisse der Bürgerinnen und Bürger im Mittelpunkt 
politischer Entscheidungen auf allen Ebenen der Regierungsführung stehen. 
Partizipative Politikgestaltungsprozesse ermöglichen dies, indem sie Einzelpersonen 
die Möglichkeit geben, sich direkt an Entscheidungsprozessen zu beteiligen und die 
politische Ausrichtung mitzugestalten. 

Partizipative Demokratie kennt verschiedene Ebenen – von Information und 
Beratung bis hin zu Dialog und Partnerschaft – und eine Vielzahl von Modellen zur 
Organisation von Beteiligung. Ob über eine benutzerfreundliche Website der 
Gemeinde, eine Online-Konsultationsplattform, Initiativen zur Bürgerbeteiligung im 
Haushalt oder Bürgerversammlungen: Das Ziel bleibt stets dasselbe: Bürgerinnen 
und Bürger sowie zivilgesellschaftliche Akteure sollen auf lokaler, regionaler oder 
nationaler Ebene in Entscheidungsprozesse zu Themen einbezogen werden, die ihren 
Alltag betreffen. 

Ein partizipativer Prozess lässt sich als offene und explorative Methode des 
gemeinsamen Forschens, Austauschens, Zuhörens und Reflektierens verstehen. Das 
Ergebnis ist ein Dialog, ein Austausch, der darauf abzielt, Perspektiven zu erweitern 
und zu einem veränderten Verständnis beizutragen. Er ist primär auf 
Erkenntnisgewinn ausgerichtet und kann ergebnisoffen bleiben, ohne zwangsläufig 
zu einer gemeinsamen Schlussfolgerung zu führen. Beispiele für partizipative 
Formate sind Gesprächscafés, World-Café-Sitzungen, öffentliche Versammlungen, 
verteilte Dialoge, Fishbowl-Diskussionen und Fokusgruppen. 

Im breiteren Feld der Bürgerbeteiligung ist es sinnvoll, zwischen verschiedenen 
Formen partizipativer Ansätze zu unterscheiden. Insbesondere lässt sich zwischen 
partizipativen Prozessen im weitesten Sinne und deliberativen Prozessen als 
strukturierterer und entscheidungsorientierter Untergruppe differenzieren. 
Tatsächlich könnte man sagen, dass partizipative Prozesse als Oberbegriff für 
dialogbasierte und deliberative Ansätze dienen, wobei deliberative Prozesse eine 
spezifische Untergruppe darstellen. 

Deliberative Prozesse zielen darauf ab, gemeinsam Optionen zu bewerten und 
Entscheidungen zu treffen. Ihr Ziel ist es, nach Möglichkeit zu einer gemeinsamen 
Schlussfolgerung zu gelangen, die von allen Beteiligten mitgetragen werden kann. 



 

Der Dialog bleibt ein grundlegendes Element der Deliberation, da er einer fundierten 
Entscheidungsfindung vorausgeht und diese ermöglicht. Zu den deliberativen 
Methoden gehören Bürgerversammlungen, Bürgerjurys, Theaterdemonstrationen 
im Parlament, deliberative Workshops, Bürgergespräche und Langzeitpanels. 

Diese Unterscheidung ist nicht nur konzeptioneller Natur, sondern hat wichtige 
Konsequenzen für die Politikgestaltung. Während partizipative Prozesse die Inklusion 
fördern und einer Vielfalt von Stimmen Gehör verschaffen, zielen deliberative 
Prozesse darauf ab, diese Vielfalt in fundierte und gemeinsam begründete 
Ergebnisse umzusetzen. 

 

Wie die Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) 
hervorhebt, sind deliberative Ansätze besonders wertvoll bei der Bewältigung 
komplexer politischer Herausforderungen, da sie den Teilnehmenden ermöglichen, 
sich mit Fakten auseinanderzusetzen, unterschiedliche Perspektiven zu 
berücksichtigen und fundierte Empfehlungen zu entwickeln. In diesem Sinne sollten 
partizipatorische und deliberative Prozesse als komplementär und nicht als 
austauschbar verstanden werden: Erstere erweitern den Umfang der Beteiligung, 
während letztere die Qualität und Legitimität der Entscheidungsfindung stärken. 

Rechtsrahmen für partizipative Politikgestaltung in der 
EU 
Die partizipative Politikgestaltung in der Europäischen Union basiert auf dem 
Primärrecht der Union, dem Rahmenwerk der Grundrechte, und wird durch 
Empfehlungen der Kommission und die Rechtsprechung des Gerichtshofs der 
Europäischen Union (EuGH) weiterentwickelt. 

Auf Vertragsebene ist die Bürgerbeteiligung ein zentrales demokratisches Prinzip. 
Artikel 10 Absatz 3 des Vertrags über die Europäische Union legt fest, dass jeder 
Bürger das Recht hat, am demokratischen Leben der Union teilzunehmen, und 
verlangt, dass Entscheidungen so transparent und bürgernah wie möglich getroffen 
werden. Ergänzt wird dieses Prinzip durch Artikel 2 EUV, der Demokratie, Gleichheit 
und die Achtung der Menschenrechte als Grundwerte der Union verankert. 

Die Charta der Grundrechte stärkt diesen Rahmen zusätzlich, indem sie zentrale 
Rechte schützt, die partizipative Prozesse ermöglichen. Dazu gehören die Meinungs- 
und Informationsfreiheit (Artikel 11), die Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit 
(Artikel 12) sowie das Recht auf eine gute Verwaltung (Artikel 41), welches die 
Pflicht der Behörden zur Begründung ihrer Entscheidungen beinhaltet. Zusammen 
schaffen diese Rechte die notwendigen rechtlichen Voraussetzungen für eine 



 

sinnvolle Beteiligung der Bürgerinnen und Bürger sowie der Zivilgesellschaft an 
politischen Entscheidungsprozessen. 

 

Aufbauend auf dieser rechtlichen Grundlage fördert die Empfehlung (EU) 
2023/2836 der Europäischen Kommission ausdrücklich die aktive und wirksame 
Beteiligung von Bürgerinnen und Bürgern sowie zivilgesellschaftlichen 
Organisationen an politischen Entscheidungsprozessen. Sie betont, dass die 
Beteiligung auf allen Ebenen der Regierungsführung – lokal, regional, national und 
europäisch – und im gesamten politischen Zyklus, von der Konzeption über die 
Umsetzung bis hin zur Evaluierung, erfolgen sollte. 

Die Empfehlung betont, dass evidenzbasierte Politikgestaltung die aktive Einbindung 
der von den Maßnahmen betroffenen Bevölkerungsgruppen durch die öffentlichen 
Stellen erfordert. Dabei müssen deren Ansichten und Kenntnisse in verschiedenen 
Phasen des Prozesses eingeholt werden. Partizipation ist daher nicht nur ein 
demokratisches Prinzip, sondern auch eine notwendige Voraussetzung für die 
Verbesserung der Qualität, Relevanz und Legitimität öffentlicher Maßnahmen. 

Ein von der Kommission hervorgehobenes Schlüsselelement ist die Notwendigkeit, 
einen inklusiven, transparenten und strukturierten Rahmen für die Beteiligung zu 
gewährleisten. Dies umfasst: 

●​ frühzeitiges und kontinuierliches Engagement, nicht beschränkt auf 
Wahlperioden 

●​ Zugang zu klaren und zeitnahen Informationen 

●​ Inklusive Mechanismen, die die gesellschaftliche Vielfalt widerspiegeln 

●​ ausreichend Zeit und Ressourcen für eine sinnvolle Beteiligung 

●​ systematisches Feedback darüber, wie Beiträge genutzt werden 

Die Empfehlung unterstreicht zudem die Bedeutung eines sicheren und förderlichen 
zivilgesellschaftlichen Raums, in dem zivilgesellschaftliche Organisationen frei und 
ohne unzulässige Einmischung agieren können. Dies ist eine Voraussetzung für 
wirksame Teilhabe, da die Zivilgesellschaft eine Schlüsselrolle bei der Vertretung 
vielfältiger Interessen, der Förderung von Rechenschaftspflicht und der Stärkung 
demokratischer Systeme spielt. 

Aus juristischer Sicht hat der Gerichtshof der Europäischen Union diesen Ansatz 
bekräftigt, indem er bestätigte, dass zivilgesellschaftliche Organisationen ihre 
Aktivitäten ohne ungerechtfertigte staatliche Eingriffe ausüben können müssen. 
Insbesondere hat der Gerichtshof die Bürgerbeteiligung stets mit Grundrechten wie 



 

der Vereinigungsfreiheit, der Meinungsfreiheit und der Fähigkeit der Zivilgesellschaft, 
ohne unzulässige Störungen zu agieren, verknüpft. 

Ein wegweisendes Urteil in diesem Zusammenhang ist die Rechtssache Kommission 
gegen Ungarn (C-78/18). Der Gerichtshof entschied darin, dass zivilgesellschaftliche 
Organisationen ihre Aktivitäten frei und ohne ungerechtfertigte staatliche 
Beschränkungen ausüben können müssen. Das Urteil verdeutlichte, dass 
Einschränkungen, die sich gegen zivilgesellschaftliche Organisationen richten, das 
Funktionieren einer demokratischen Gesellschaft untergraben können, insbesondere 
wenn sie deren Teilhabe am öffentlichen Leben behindern. 

Diese Rechtsprechung bestätigt, dass ein förderlicher zivilgesellschaftlicher Raum 
nicht nur ein politisches Ziel, sondern auch eine rechtliche Voraussetzung nach 
EU-Recht ist. Indem der Gerichtshof die operative Autonomie zivilgesellschaftlicher 
Organisationen schützt, stärkt er indirekt deren Rolle in der öffentlichen Debatte, der 
Rechenschaftspflicht und den politischen Entscheidungsprozessen. 

Generell unterstützt die Rechtsprechung des Gerichtshofs zu Grundrechten – 
insbesondere in Bezug auf die Meinungsfreiheit und den Zugang zu Informationen – 
die Idee, dass Einzelpersonen und Organisationen in der Lage sein müssen, sich am 
öffentlichen Diskurs zu beteiligen und mit den Behörden in Kontakt zu treten. 

Insgesamt positioniert der Rechts- und Politikrahmen der EU partizipative 
Politikgestaltung nicht als optionale Ergänzung, sondern als strukturelles Element 
demokratischer Regierungsführung. Er vereint normative Prinzipien (Rechte und 
Werte), Verfahrensanforderungen (Rahmenbedingungen für Partizipation) und 
praktische Bedingungen (Ressourcen, Inklusivität und zivilgesellschaftlicher Raum) 
und verankert so die Bürgerbeteiligung im Zentrum politischer 
Entscheidungsprozesse. 
Partizipative Politikgestaltung auf europäischer Ebene 

Europäische Bürgerinitiative (ECI) 
Die Europäische Bürgerinitiative ist „das erste supranationale Instrument der 
partizipativen Demokratie, das es EU-Bürgern ermöglicht, zur Agenda der EU 
beizutragen“. 

Seit ihrer Einführung im Jahr 2012 gibt die Europäische Bürgerinitiative (EBI) 
EU-Bürgern das Recht, die Europäische Kommission aufzufordern, neue 
Rechtsvorschriften in ihren Zuständigkeitsbereichen vorzuschlagen. Wenn eine 
Initiative erfolgreich ist und die Kommission beschließt, darauf zu reagieren, kann der 



 

Vorschlag anschließend vom Europäischen Parlament und vom Rat im Rahmen des 
EU-Gesetzgebungsverfahrens geprüft werden. 

Während in einigen EU-Ländern ähnliche Beteiligungsmechanismen auf nationaler 
Ebene existieren, zeichnet sich die Europäische Bürgerinitiative (EBI) dadurch aus, 
dass sie das erste formale Instrument ist, das eine grenzüberschreitende 
Bürgerbeteiligung dieser Art mit einer im Vergleich zu nationalen Systemen relativ 
niedrigen Schwelle ermöglicht: Eine Million Unterschriften entsprechen etwa 0,2 % 
der EU-Bevölkerung. 

Um eine Europäische Bürgerinitiative zu starten, müssen sich die Organisatoren aus 
mindestens sieben EU-Bürgern zusammenschließen, die in sieben verschiedenen 
Mitgliedstaaten wohnen. Um die Initiative bei der Europäischen Kommission 
einzureichen, müssen sie innerhalb von zwölf Monaten mindestens eine Million 
Unterschriften in der gesamten EU sammeln und dabei in mindestens sieben 
Mitgliedstaaten eine Mindestanzahl erreichen. Eine Initiative muss mindestens eine 
Million gültiger Unterschriften erhalten, um berücksichtigt zu werden. Seit 2012 
wurden mehr als 100 Initiativen gestartet, die von rund 18 Millionen EU-Bürgern 
unterstützt werden. 

Ein bemerkenswertes Beispiel ist dieBeende das KäfigzeitalterDie Initiative forderte 
die schrittweise Abschaffung von Käfighaltung in der Tierzucht in der gesamten EU. 
Nachdem sie erfolgreich über eine Million Unterschriften gesammelt hatte, 
verpflichtete sich die Europäische Kommission, einen Gesetzesvorschlag zum Verbot 
bestimmter Käfighaltungspraktiken vorzulegen. Dies verdeutlicht die konkrete 
Wirkung, die Bürgerinitiativen auf EU-Ebene erzielen können. 

Öffentliche Konsultation der EU (OPC) 
Öffentliche Konsultationen und Feedbackmechanismen (früher bekannt als „Ihre 
Meinung zählt“) bieten ein Online-Portal, über das Bürger und Interessengruppen 
ihre Ansichten zu Initiativen der Europäischen Kommission mitteilen und zum 
politischen Entscheidungsprozess beitragen können. 

Über die Plattform sammelt die Kommission Beiträge in verschiedenen Phasen des 
politischen Zyklus, sowohl bei der Vorbereitung als auch bei der Umsetzung von 
EU-Rechtsvorschriften und -Politiken. Dies spiegelt ein umfassenderes Engagement 
für eine evidenzbasierte und inklusive Politikgestaltung wider und stellt sicher, dass 
ein breites Spektrum an Perspektiven berücksichtigt wird. 

Um eine systematische Charakterisierung durch eine Selbstselektion der Teilnehmer 
zu vermeiden, die die Repräsentativität einschränken kann, wird das OPC durch 
andere partizipatorische und deliberative Formate ergänzt – wie etwa Bürgerforen 

https://food.ec.europa.eu/animals/animal-welfare/eci/eci-end-cage-age_en


 

oder gezielte Stakeholder-Dialoge –, deren Ziel es ist, einen ausgewogeneren und 
inklusiveren Input in die Politikgestaltung zu gewährleisten. 

EU-Bürgergremien 

Die Bürgerbeteiligungsplattform bietet Bürgerinnen und Bürgern einen Raum, um 
sich auf europäischer Ebene an Diskussionen über anstehende EU-Politikinitiativen 
zu beteiligen. Sie ermöglicht es Einzelpersonen, Ideen auszutauschen, auf Vorschläge 
zu reagieren und sich mit anderen Teilnehmenden über Themen zu unterhalten, die 
ihr Leben unmittelbar betreffen. 

Die Plattform bietet die Möglichkeit, die Meinungen der Bürgerinnen und Bürger 
frühzeitig im politischen Entscheidungsprozess einzuholen, insbesondere bei der 
Entwicklung neuer Initiativen. Die Beiträge werden zusammen mit dem breiteren 
öffentlichen Feedback analysiert und bei der Ausarbeitung von politischen 
Vorschlägen berücksichtigt. 

Die Stärkung der Bürgerbeteiligung an demokratischen Prozessen ist eine zentrale 
Priorität der Europäischen Kommission. In diesem Zusammenhang wurden die 
Europäischen Bürgergremien als regelmäßiger Mechanismus eingerichtet, um die 
Bürgerinnen und Bürger direkter in die EU-Politikgestaltung einzubinden. 

Jedes Bürgerpanel vereint rund 150 zufällig ausgewählte Bürgerinnen und Bürger 
aus allen 27 EU-Mitgliedstaaten und gewährleistet so eine ausgewogene 
Repräsentation der europäischen Vielfalt hinsichtlich Alter, Geschlecht, 
geografischer Herkunft und sozioökonomischem Hintergrund. Die Teilnehmenden 
sind eingeladen, über wichtige politische Fragen zu beraten und Empfehlungen an 
die Europäische Kommission zu formulieren. 

Diese Empfehlungen fließen in den politischen Entscheidungsprozess ein, 
insbesondere in der Vorbereitungsphase, und tragen zur Gestaltung von 
EU-Initiativen bei. Durch die Kombination von Zufallsauswahl und strukturierter 
Beratung sollen Bürgerpanels offenere und selbstselektive Beteiligungsinstrumente 
ergänzen und so die Inklusivität und Legitimität der Bürgerbeteiligung auf EU-Ebene 
stärken. 

 

Weiterführend: Von der Partizipation zur deliberativen 
Demokratie 
 

Wie wir im vorangegangenen Kapitel gesehen haben, stellen deliberative Prozesse 
innerhalb des breiteren Spektrums partizipativer Ansätze eine strukturiertere und 



 

entscheidungsorientiertere Form der Bürgerbeteiligung dar. Diese Prozesse dienen 
nicht nur dazu, Perspektiven zu sammeln, sondern ermöglichen es den 
Teilnehmenden auch, gemeinsam Beweise zu bewerten, unterschiedliche 
Standpunkte zu reflektieren und auf gemeinsame Schlussfolgerungen hinzuarbeiten. 

Beratung unterscheidet sich grundlegend von anderen Formen des Austauschs. 

Ein repräsentativer deliberativer Prozess lässt sich als ein Verfahren definieren, in 
dem sich eine breit repräsentative Gruppe von Personen mit Fakten 
auseinandersetzt, berät, um Gemeinsamkeiten zu finden, und detaillierte 
Empfehlungen zu politischen Fragen für die öffentlichen Behörden erarbeitet. Diese 
Prozesse können in Form von einmaligen Initiativen – wie Bürgerversammlungen, 
Bürgerjurys und Gremien – stattfinden oder als dauerhafte Institutionen, wie etwa 
Agenda-Setting-Räte, institutionalisiert werden. 

Im Zentrum dieser Prozesse steht die Beratung selbst: eine strukturierte 
Vorgehensweise, bei der Beweise abgewogen und verschiedene Perspektiven 
berücksichtigt werden, um zu einem begründeten und gemeinsamen Urteil zu 
gelangen. Beratung unterscheidet sich grundlegend von anderen Austauschformen. 
Anders als Debatten zielt sie nicht darauf ab, andere zu überzeugen oder eine 
Auseinandersetzung zu „gewinnen“; anders als Verhandlungen beruht sie nicht auf 
Kompromissen oder Zugeständnissen; anders als Dialoge geht sie über 
gegenseitiges Verständnis hinaus und strebt ein gemeinsames Ergebnis an. Sie 
erfordert von den Teilnehmenden, sich mit Informationen auseinanderzusetzen, 
einander zuzuhören und zu reflektieren, bevor sie Schlussfolgerungen ziehen. 

Die Schaffung regelmäßiger Möglichkeiten für Bürger, sich an deliberativen 
Prozessen zu beteiligen, verbessert nicht nur die Qualität von Politik und 
Dienstleistungen, sondern verstärkt auch die transformative Wirkung der Beteiligung 
selbst. 

Im Rahmen deliberativer Prozesse kann die gemeinsame Entwicklung als 
Schlüsselphase oder -komponente verstanden werden. Da das übergeordnete Ziel 
deliberativer Prozesse die Bewertung von Optionen und die Identifizierung von 
Gemeinsamkeiten ist, wird die gemeinsame Entwicklung zu einem grundlegenden 
Instrument. Sie bezeichnet die kollaborative Erarbeitung von Lösungen, 
Empfehlungen oder politischen Vorschlägen auf Basis dieses gemeinsamen 
Verständnisses. Dies impliziert eine aktive Rolle der Teilnehmenden, nicht nur bei der 
Diskussion von Sachverhalten, sondern auch bei der Gestaltung konkreter 
Ergebnisse. Dadurch wird die Handlungsfähigkeit der Teilnehmenden gestärkt und 
sichergestellt, dass ihre Beiträge die Politikgestaltung unmittelbar beeinflussen. 



 

Werden solche Prozesse institutionalisiert, entstehen deliberative Gremien. 
Bürgerversammlungen sind ein Beispiel für strukturierte demokratische Räume, in 
denen unterschiedliche Gruppen gemeinsam lernen, sich mit komplexen Themen 
auseinandersetzen, einander zuhören und gemeinsam Lösungen entwickeln können. 
Diese Prozesse basieren auf dem Prinzip der kollektiven Intelligenz – der Idee, dass 
heterogene Gruppen, wenn sie angemessen begleitet werden, fundiertere und 
robustere Entscheidungen treffen können als Einzelpersonen oder homogene 
Gruppen. 

Die Schaffung regelmäßiger Möglichkeiten für Bürgerinnen und Bürger, sich an 
Entscheidungsprozessen zu beteiligen, verbessert nicht nur die Qualität von Politik 
und Dienstleistungen, sondern verstärkt auch die transformative Wirkung der 
Beteiligung selbst. Durch die direkte Einbindung in kollektive Entscheidungsprozesse 
entwickeln Einzelpersonen ein stärkeres Gefühl der Selbstwirksamkeit und fördern 
gleichzeitig gegenseitiges Verständnis, Vertrauen und sozialen Zusammenhalt in der 
Gesellschaft. 

Ergebnisse deliberativer Prozesse 

Über ihre unmittelbaren Ergebnisse hinaus tragen deliberative Prozesse systemisch 
und strukturell zur Stärkung demokratischer Systeme bei. Dies liegt an der 
besonderen Eigenschaft eines solchen Prozesses, Kontinuität, Rechenschaftspflicht 
und effektive Weiterverfolgung zu gewährleisten und die Bürgerbeteiligung in 
formale Entscheidungsprozesse einzubinden. 

Welchen Mehrwert bieten deliberative Prozesse im Vergleich zu traditionellen 
Formen der Bürgerbeteiligung? 

A)Sie führen zu besseren politischen Ergebnissen.​
Durch die Priorisierung fundierter Beratung führen diese Prozesse zu überlegten 
öffentlichen Urteilen anstelle oberflächlicher Meinungen. Beratungsprozesse 
schaffen die Voraussetzungen für Lernen, Reflexion und die Formulierung fundierter 
Empfehlungen, die für politische Entscheidungsträger unmittelbar von Nutzen sind. 

B) Sie erhöhen die Legitimität von Entscheidungsprozessen, insbesondere in 
komplexen oder politisch sensiblen Kontexten. ​
Indem deliberative Prozesse politischen Entscheidungsträgern helfen, öffentliche 
Prioritäten, zugrunde liegende Werte und Bereiche des Konsenses oder der 
Meinungsverschiedenheit besser zu verstehen, unterstützen sie fundiertere und 
ausgewogenere Entscheidungen. Sie sind besonders wertvoll in Situationen, in 
denen eine politische Blockade überwunden werden muss. 



 

C) Sie stärken das Vertrauen der Öffentlichkeit in Institutionen.​
Wenn Bürgerinnen und Bürger aktiv an Entscheidungsprozessen beteiligt werden, 
steigt ihr Vertrauen in den Prozess und dessen Ergebnisse. Entscheidungen, die die 
Meinung der Bürgerinnen und Bürger berücksichtigen, werden tendenziell als 
legitimer wahrgenommen als solche, die ausschließlich von öffentlichen Stellen 
getroffen werden. 

 

 

Die 5 Fragen der Bürgerbeteiligung an partizipativer 
Politikgestaltung 
Die deliberative Demokratie basiert auf der Beteiligung der Bürger und einer 
breiten Palette gesellschaftlicher Interessengruppen an politischen 
Entscheidungsprozessen. 

In den letzten Jahren hat partizipative Politikgestaltung auf verschiedenen 
Regierungsebenen, von lokal bis international, zunehmend an Bedeutung gewonnen. 
Dies hat zur Entwicklung vielfältiger Beteiligungsinstrumente und -ansätze geführt. 
Einige Methoden beziehen primär Experten und institutionelle Akteure ein (z. B. 
Stakeholder-Workshops, World Cafés), während andere die Bürgerinnen und Bürger 
direkt einbeziehen, etwa durch Gremien, Versammlungen, Jurys oder Bürgerforen. 
Fortgeschrittenere Ansätze wie die Co-Kreation ermöglichen die direkte Beteiligung 
von Bürgerinnen und Bürgern sowie anderen Akteuren an der Gestaltung politischer 
Lösungen. 

Obwohl sich diese Instrumente hinsichtlich Zweck, Struktur und rechtlicher 
Grundlage unterscheiden, verfolgen sie ein gemeinsames Ziel: die 
wahrgenommenen Schwächen traditioneller repräsentativer Demokratien 
anzugehen und ihnen entgegenzuwirken. Studien zeigen, dass partizipatives 
politisches Management (PPM) die Politikgestaltung in drei zentralen Dimensionen 
verbessern kann: Effektivität, Effizienz und Legitimität. 

Um diese Komplexität zu bewältigen, ist der folgende Abschnitt anhand von fünf 
Leitfragen strukturiert. Diese Fragen sollen die Planung, Durchführung und 
Bewertung partizipativer Prozesse auf strukturierte und praxisnahe Weise 
unterstützen. 

Frage 1: Warum ist partizipative Politikgestaltung wichtig? 
Partizipative Politikgestaltung spielt eine Schlüsselrolle bei der Stärkung der Qualität, 
Relevanz und Legitimität öffentlicher Maßnahmen. Durch die Einbeziehung von 
Bürgerinnen und Bürgern sowie Interessengruppen in Entscheidungsprozesse 



 

ermöglicht sie, dass politische Maßnahmen gesellschaftliche Bedürfnisse besser 
widerspiegeln, unterschiedliche Perspektiven einbeziehen und ein stärkeres Gefühl der 
Mitbestimmung und des Vertrauens fördern. In der Praxis hängt ihre Wirksamkeit jedoch 
von spezifischen Kontextbedingungen ab, die die Art und Weise der Partizipation prägen. 

 

Eine unabhängige Analyse, die zwischen 2021 und 2023 auf EU-Ebene durchgeführt 
wurde, hob hervor, dass der Erfolg partizipativer Politikgestaltung von zentralen 
Kontextfaktoren abhängt. Dies allein belegt die Komplexität partizipativer 
Politikgestaltung, für die die Auseinandersetzung mit dem lokalen Kontext und die 
Berücksichtigung lokaler Bedürfnisse und Gegebenheiten unerlässlich sind. Zu diesen 
Faktoren zählen: 

1.​ Politische LagePartizipative Regierungsführung muss im jeweiligen 
institutionellen Kontext und vor dem Hintergrund ihrer historischen Entwicklung 
verstanden werden. Die Ausgangsbedingungen für kollaborative 
Regierungsführung beeinflussen ihren Verlauf und Erfolg maßgeblich. Darüber 
hinaus muss klar nachgewiesen werden, dass partizipative Politikgestaltung 
bestehende Prozesse bereichert. 

2.​ Vertrauen und SozialkapitalFür den Erfolg dieses Prozesses ist ein 
unerschütterliches Vertrauen der Beteiligten in die Absichten der Regierung 
unerlässlich. Gelingt es nicht, dieses Vertrauen aufzubauen, sinkt die 
Wahrscheinlichkeit wirksamer und nachhaltiger Maßnahmen drastisch. 

3.​ Institutionelles EngagementDie in der Stakeholder-Einbindungsphase 
gemachten Versprechen und Zusagen müssen eingehalten werden, um die 
Legitimität zu wahren. Andernfalls kann die wahrgenommene Legitimität des 
Einbindungsprozesses beeinträchtigt werden. 

4.​ BeratungskapazitätenUnter „deliberativen Kapazitäten“ verstehen wir das 
Ausmaß, in dem politische Systeme Strukturen aufweisen, die eine authentische, 
inklusive und wirkungsvolle Beratung ermöglichen. Eine hohe Beteiligungsrate ist 
ein Schlüsselfaktor für die Annahme und Weiterverfolgung von politischen 
Maßnahmen. 

Herausforderungen und Abhilfemaßnahmen 

Die praktische Anwendung von PPM ist jedoch nicht ohne Herausforderungen. Im 
Gegenteil, es gibt zahlreiche Hindernisse, die die Anwendung beeinträchtigen können – 
und diese können in verschiedenen Phasen auftreten. Von der ersten Konzeptionsphase 
über die Implementierung bis hin zur Nachbereitung werden partizipative Prozesse von 
politischen Dynamiken, Ressourcenengpässen und unterschiedlichem institutionellem 



 

Engagement geprägt. Daher können Herausforderungen in unterschiedlicher Form 
auftreten und verschiedene Interessengruppen betreffen. Durch sorgfältige und 
strategische Vorbereitung lassen sich diese Herausforderungen antizipieren und 
abmildern. 

Die häufigsten Herausforderungen im PPM: 

●​ Legitimität 

Diese Herausforderungen können je nach Kontext erheblich variieren. Zu den häufigsten 
Problemen zählen Machtungleichgewichte, mangelnde Transparenz und Misstrauen 
gegenüber politischen Absichten, was die Befürchtungen hinsichtlich der Anfälligkeit 
partizipativer Politikgestaltung für Manipulation verstärkt. 

●​ Inklusive und exklusive Praktiken 

Marginalisierte Gruppen stoßen häufig auf strukturelle Teilhabebarrieren, die 
bestehende Machtungleichgewichte reproduzieren oder sogar verschärfen können. In 
manchen Fällen riskieren schlecht konzipierte oder umgesetzte 
Partizipationsmechanismen, die Legitimität, die sie eigentlich stärken sollen, zu 
untergraben. Werden relevante Akteure nicht ausreichend einbezogen, kann dies 
Widerstand gegen den Prozess hervorrufen und seine Legitimität schwächen. 

●​ Zeit- und Ressourcenintensität 

Partizipative Prozesse erfordern einen erheblichen Zeitaufwand, Koordination und 
finanzielle Ressourcen, insbesondere wenn verschiedene Interessengruppen einbezogen 
werden. 

●​ Erwartungen managen 

Die Einladung zur Beteiligung weckt die Erwartung, dass die Beiträge Einfluss auf die 
Ergebnisse haben. Bleibt dies aus, kann es zu Frustration und Desinteresse führen. Klare 
Kommunikation von Anfang an ist daher unerlässlich. 

●​ Konfliktdynamik 

Das Zusammenführen unterschiedlicher Perspektiven kann Spannungen und 
widerstreitende Interessen sowohl zwischen den Interessengruppen als auch innerhalb 
dieser Gruppen aufzeigen. 

Sie möchten diese Risiken minimieren? Planen Sie im Voraus! 



 

1.​ Die Beteiligung sollte sorgfältig geplant werden: Relevante Akteure identifizieren, 
geeignete Methoden auswählen und den Zeitpunkt so wählen, dass die Wirkung 
maximiert wird. 

2.​ Gehen Sie strategisch vor: Konzentrieren Sie sich auf politische Prozesse, bei 
denen die Beteiligung einen sinnvollen Einfluss haben kann, und wählen Sie die 
beste Art von partizipativem Beteiligungsmanagement (PPM) aus. 

3.​ Den Kontext verstehen: Analysieren Sie das politische Umfeld, die 
Interessengruppen und die zugrunde liegenden Interessen. 

4.​ Jede Rolle klar definieren: Fähigkeiten, Ziele und den gewünschten Grad der 
Zusammenarbeit mit Entscheidungsträgern bewerten. 

5.​ Relevante Fähigkeiten stärken: Investieren Sie in Kompetenzen wie Moderation, 
Verhandlung, Kommunikation und partizipative Methoden. 

Frage 2: Wen soll man einbeziehen? 

Die Identifizierung der richtigen Akteure ist ein entscheidender Faktor für eine 
erfolgreiche partizipative Politikgestaltung. Zu den Akteuren zählen unter anderem 
zivilgesellschaftliche Organisationen, Akteure des Privatsektors, Bürgerinitiativen, lokale 
Führungskräfte und spezifische Interessengruppen. Ein erster Schritt besteht darin, diese 
Akteure zu erfassen und ihre Interessen, ihren Einfluss und ihre Kapazitäten zu 
analysieren. 

Darauf aufbauend ist es sinnvoll, eine Arbeitsgruppe einzurichten, die Vertreter 
wichtiger Interessengruppen zusammenbringt. Parallel dazu können Konsultations- 
und/oder Dialogforen dazu beitragen, ein breiteres Spektrum an Akteuren einzubinden. 

Wussten Sie schon? Diese Aktivitäten können auch in Zusammenarbeit mit 
Partnerorganisationen durchgeführt werden, die bereits Beziehungen zu bestimmten 
Gemeinschaften aufgebaut haben. 

Dieser Schritt ist von grundlegender Bedeutung. Die Einbindung verschiedener 
Interessengruppen erhöht die Effektivität der Politikgestaltung, indem sichergestellt 
wird, dass die Maßnahmen auf reale gesellschaftliche Bedürfnisse eingehen und eine 
reibungslosere Umsetzung ermöglichen. Entscheidungen, die auf einem breiten Konsens 
beruhen, stoßen seltener auf Widerstand oder Verzögerungen. Dies ist insbesondere im 
lokalen Kontext relevant, wo die Nutzung lokalen Wissens und vorhandener Ressourcen 
die politischen Ergebnisse deutlich verbessern kann. 

Obwohl die Einbindung verschiedener Interessengruppen für einen umfassenden 
Überblick über den Kontext unerlässlich ist, muss die Partizipation sorgfältig geplant 
werden. Studien zeigen, dass schlecht umgesetzte partizipative Prozesssteuerung 



 

unbeabsichtigte Folgen haben kann, insbesondere wenn Prozesse als unausgewogen 
wahrgenommen werden oder die Teilnehmenden das Gefühl haben, ihre Beiträge 
hätten wenig Einfluss auf die endgültigen Entscheidungen. In solchen Fällen kann die 
Partizipation, anstatt die Legitimität zu stärken, das Vertrauen in den Prozess und seine 
Ergebnisse untergraben. 

 

Q3 und Q4: Wann und wie 

Bürgerbeteiligung kann in verschiedenen Phasen des politischen Zyklus zur 
Politikgestaltung beitragen und dabei unterschiedliche Beiträge liefern. Die neue 
Generation von Bürgerpanels zielt beispielsweise primär auf die Vorbereitungsphase ab 
– wenn die Europäische Kommission politische Vorschläge, ob legislativer oder 
nicht-legislativer Natur, entwirft und formuliert. Gleiches gilt für die anderen in diesem 
Leitfaden vorgestellten Formen der gemeinsamen Gestaltung. 

 

Gleichzeitig ist es ebenso wichtig sicherzustellen, dass alle Phasen des politischen 
Entscheidungsprozesses – von der Konzeption über die Umsetzung bis hin zur 
Evaluierung – durch das Wissen, die Werte und die Erwartungen der Bürgerinnen und 
Bürger geprägt sind. Die Einbindung der Bürgerinnen und Bürger in den gesamten 
politischen Zyklus stärkt sowohl die Relevanz als auch die Legitimität der politischen 
Ergebnisse. 

 

Um sicherzustellen, dass partizipative Prozesse sinnvoll in die Politikgestaltung 
einfließen und spürbare Auswirkungen haben, müssen ihre Ergebnisse angemessen 
nachverfolgt werden. Ebenso wichtig ist Transparenz: Institutionen müssen klar 
kommunizieren, wie die Beiträge der Bürgerinnen und Bürger politische Entscheidungen 
beeinflusst haben. Feedback an die Teilnehmenden in verschiedenen Phasen des 
politischen Prozesses ist unerlässlich, um Vertrauen und Glaubwürdigkeit zu wahren. 

Bei Bürgergremien beispielsweise werden die Empfehlungen der Teilnehmer bei der 
Ausarbeitung von politischen Vorschlägen berücksichtigt und dem Kollegium der 
Kommissare formell in Form eines Bürgerberichts übermittelt. 

 

Bürgerbeteiligung leistet einen wesentlichen Beitrag zur Verbesserung der Qualität der 
EU-Politikgestaltung und stärkt deren gesellschaftliche Stabilität. Die durch 
Bürgerbeteiligung generierten Beiträge sind vielfältig: Sie umfassen gesammelte Daten, 
Erfahrungswissen oder strukturierte Ergebnisse wie Empfehlungen oder 
Zukunftsszenarien. 



 

 

Die folgenden Grafiken veranschaulichen die zeitgerechte Einbindung der Bürger in 
unterschiedlichen Bereichen. 

 

 



 

 

European Commission, Community of Practice of the Competence Center on 
Participatory and Deliberative Democracy, (2023) “Corporate Guidance on Citizen 

Engagement” 

Es gibt keine feste Formel, um zu bestimmen, wann und wie man sich einbringt. 
Wirksame Beteiligung erfordert eine kontinuierliche Anpassung an den politischen 
Kontext, die beteiligten Akteure und die Ziele des Prozesses. Flexibilität, 
Reaktionsfähigkeit und die Bereitschaft, sich im Laufe des Prozesses anzupassen, sind 
unerlässlich, um sicherzustellen, dass die Beteiligung sinnvoll und wirkungsvoll bleibt. 

5.2 Frage 5: Was Sie fragen sollten 
Ein erfolgreicher PPM-Prozess basiert auf soliden Inhalten. Das bedeutet nicht nur, Input 
zu sammeln, sonderndie richtigen Fragen stellenin einer Weise, die den politischen 
Kontext und die Ziele des Prozesses widerspiegelt. 

Um dies zu unterstützen, kann ein Fragenkatalog zu einem strukturierteren und 
effektiveren Vorgehen beitragen. Partizipative Politikgestaltung sollte nicht als rein 
formale Abfolge von Schritten verstanden werden, sondern als ein Prozess, der von 
politischen Rahmenbedingungen, institutionellen Dynamiken und Machtverhältnissen 
geprägt ist. In jeder Phase und auf jeder Ebene können diese Fragen eine kritischere und 
kontextsensitive Herangehensweise fördern. 

●​ Richtlinienarchitektur 

Es ist unerlässlich, herauszufinden, wo Veränderungen realistischerweise möglich sind. 

https://cop-demos.jrc.ec.europa.eu/resources/corporate-guidance-citizen-engagement#:~:text=The%20Corporate%20Guidance%20on%20Citizen,considered%20when%20planning%20engagement%20activities
https://cop-demos.jrc.ec.europa.eu/resources/corporate-guidance-citizen-engagement#:~:text=The%20Corporate%20Guidance%20on%20Citizen,considered%20when%20planning%20engagement%20activities
https://cop-demos.jrc.ec.europa.eu/resources/corporate-guidance-citizen-engagement#:~:text=The%20Corporate%20Guidance%20on%20Citizen,considered%20when%20planning%20engagement%20activities


 

Dies erfordert die Frage: Auf welcher Ebene der Regierungsführung – lokal, national oder 
supranational – werden Entscheidungen getroffen? In welcher Phase des politischen 
Zyklus (Konzeption, Umsetzung, Evaluierung) kann Partizipation die größte Wirkung 
erzielen? Wo liegen die strategisch wichtigsten Ansatzpunkte, um politische Ergebnisse 
zu beeinflussen? 

●​ Politische Ebene 

Ausgangspunkt ist nicht einfach die Frage, ob Unterstützung für eine Beteiligung 
existiert, sondern ob tatsächlich politischer Raum für deren Entstehung vorhanden ist. 

Zu den Kernfragen gehören: Besteht ein echtes politisches Engagement für partizipative 
Ansätze oder nur rhetorische Unterstützung? Welche Anreize oder Einschränkungen 
beeinflussen die Offenheit politischer Akteure für Partizipation? Gibt es 
Gelegenheitsfenster – wie institutionelle Reformen, Krisen oder Verschiebungen 
politischer Prioritäten –, die genutzt werden können? 

●​ Stakeholder-Ebene 

Die Beteiligung muss über die formale Einbeziehung hinaus betrachtet werden. 

Zu den zentralen Fragen gehören: Wer ist in den Prozess eingebunden und wer ist 
ausgeschlossen? Welche Akteure haben Einfluss auf Entscheidungen und welche 
bleiben marginalisiert? Welche Rolle spielen zivilgesellschaftliche Organisationen bei 
der Vermittlung zwischen Institutionen und Gemeinschaften? Gibt es bereits 
Vertrauens- und Kooperationsbeziehungen, die eine sinnvolle Beteiligung ermöglichen? 

●​ Strom und Zugang 

Der Fokus verlagert sich auf die Bedingungen, die eine Teilnahme ermöglichen oder 
einschränken. 

Es ist wichtig zu fragen: Können alle Akteure gleichberechtigt teilnehmen? Welche 
Ungleichheiten bestehen in Bezug auf Ressourcen, Wissen, Sprache oder Legitimität? 
Welche Barrieren hindern bestimmte Gruppen an einer effektiven Beteiligung, und wie 
können diese beseitigt werden? 

●​ Prozesssteuerung 

Besonderes Augenmerk muss darauf gelegt werden, wie die Teilnahme strukturiert und 
kontrolliert wird. 

Zu den zentralen Fragen gehören: Wer konzipiert und steuert den partizipativen 
Prozess? Welche Mechanismen gewährleisten Transparenz und Rechenschaftspflicht? 
Inwieweit ist der Prozess anfällig für Einflussnahme oder Vereinnahmung durch 
dominante Akteure? Wie wird Legitimität im Verlauf des Prozesses konstruiert und 
aufrechterhalten? 



 

 

●​ Umsetzung und Kapazitäten 

Die Teilnahme hängt von konkreten Rahmenbedingungen ab. 

Relevante Fragen sind unter anderem: Welche technischen, organisatorischen und 
institutionellen Kapazitäten stehen zur Verfügung? Gibt es Vermittler – wie 
beispielsweise NGOs oder Netzwerke –, die die Beteiligung erleichtern können? Haben 
die Teilnehmenden Zugang zu den Informationen und Ressourcen, die für eine sinnvolle 
Beteiligung notwendig sind? 

●​ Politikbewältigung 

Es ist entscheidend zu beurteilen, wie sich partizipative Ergebnisse in tatsächliche 
Entscheidungen umsetzen lassen. 

Dies beinhaltet die Frage: Wie werden die Ergebnisse partizipativer Prozesse in die 
Politikgestaltung integriert? Welche formellen oder informellen Mechanismen 
verbinden Partizipation mit Entscheidungsfindung? Inwieweit werden die Ergebnisse 
durch politische Verhandlungen angepasst, gefiltert oder abgeschwächt? 

Kernaussage:​
PPM sollte als iterativer Prozess verstanden werden. Kontinuierliches Feedback, 
Anpassung und Lernen sind unerlässlich, um auf sich ändernde Rahmenbedingungen zu 
reagieren und die Effektivität und Legitimität der Partizipation im Laufe der Zeit zu 
stärken. 

 

 

 



 

Abschluss 
Der ENHANCE-Fahrplan zeigt, dass eine sinnvolle Beteiligung der Lernenden nicht 
durch isolierte Konsultationen oder gelegentliche Feedbackformulare entsteht. Sie 
entwickelt sich vielmehr durch Beziehungen, zugängliche Strukturen, institutionelle 
Verantwortlichkeit und kontinuierliche Möglichkeiten für Lernende, Entscheidungen 
zu beeinflussen. Partizipation wird dann sinnvoll, wenn Lernende erkennen, dass ihre 
Erfahrungen, Ideen und Forderungen ernst genommen und in sichtbare 
Veränderungen umgesetzt werden. 

Wirksame partizipative Politikgestaltung definiert sich nicht durch eine einzelne 
Methode, sondern durch die Fähigkeit, Ziel, Inhalt, Akteure und Zeitpunkt in einem 
kohärenten und kontextsensiblen Ansatz aufeinander abzustimmen. Wie dieser 
Leitfaden gezeigt hat, wird Partizipation von politischen Realitäten, institutionellen 
Kapazitäten und Machtdynamiken geprägt und erfordert sorgfältige Planung und 
kontinuierliche Anpassung, um sinnvolle Ergebnisse zu erzielen. 

Es ist ein ständiger Prozess, Prozesse und Ergebnisse anzupassen, zu gestalten und 
zu optimieren. 

Bei korrekter Umsetzung stärken partizipative Prozesse die Qualität, Legitimität und 
Reaktionsfähigkeit öffentlicher Politiken. Sie ermöglichen Entscheidungsträgern ein 
besseres Verständnis gesellschaftlicher Bedürfnisse und fördern gleichzeitig 
Vertrauen, Eigenverantwortung und Rechenschaftspflicht bei Bürgern und 
Interessengruppen. Gleichzeitig birgt Partizipation Herausforderungen: Inklusivität zu 
gewährleisten, Erwartungen zu managen und die Beiträge in konkrete politische 
Maßnahmen umzusetzen, sind weiterhin zentrale Themen, die angegangen werden 
müssen. 

Aufbauend auf diesen Erkenntnissen zeigt die internationale Erfahrung, dass 
partizipative Prozesse am effektivsten sind, wenn sie in umfassendere 
Governance-Systeme eingebettet, mit ausreichenden Ressourcen ausgestattet und 
durch klare Mechanismen für Feedback und Nachbereitung begleitet werden. In 
diesem Sinne sollte Partizipation nicht als einmalige Maßnahme, sondern als 
fortlaufende Praxis verstanden werden, die zu einer inklusiveren, 
anpassungsfähigeren und resilienteren Politikgestaltung beiträgt. 
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